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Hinweise 

805 Mindestzinssatz von 1,5 % ab 1. Januar 2012 

Der Bundesrat hat am 2. November 2011 beschlossen, den Mindestzinssatz auf den 1. Januar 2012 
auf 1.5% festzusetzen (AS 2011 5035). Die Festlegung des Satzes erfolgt wie im Vorjahr auf Basis 
einer Berechnungsmethode, welche die Eidgenössische Kommission für berufliche Vorsorge dem 
Bundesrat mehrheitlich empfohlen hat. Entscheidend für die Höhe des Mindestzinssatzes sind dabei 
vor allem der langfristige Durchschnitt der Bundesobligationen sowie die Entwicklung der Aktien, 
Anleihen und Liegenschaften. Mit der Anpassung des Satzes wird der negativen Entwicklung und den 
aktuellen Schwankungen der Finanzmärkte angemessen Rechnung getragen. 

Die Berechnungsmethode der Eidgenössischen Kommission für berufliche Vorsorge (BVG-
Kommission) kombiniert weitgehend risikolose mit risikoträchtigen Anlagen. Als Ausgangspunkt der 
Überlegungen dient wie bereits im Vorjahr der langfristige gleitende Durchschnitt der Rendite der 7-
jährigen Bundesobligationen. Dieser gleitende Durchschnitt entspricht einem Obligationenportfolio, 
dessen Rendite fast risikolos erreichbar ist. Zusätzlich berücksichtigt werden der Pictet BVG Index 93 
sowie der IPD Wüest & Partner Index, welche Aktien, Anleihen und Liegenschaften enthalten. 

Die 2009 von der Mehrheit der BVG-Kommission dem Bundesrat empfohlene Formel ergibt per Ende 
Oktober einen Wert von 1.5%. Zu beachten ist ausserdem, dass die Aktienmärkte in diesem Jahr eine 
ausserordentlich negative Entwicklung mit hohen Schwankungen aufweisen. Der Swiss Market Index 
verlor 2011 beispielsweise per Ende Oktober rund 11%. Auch sind die aktuellen Zinssätze für 
Bundesobligationen auf rekordtiefem Niveau. Eine Anpassung des Satzes ist demnach gerechtfertigt. 

Auch die Eidgenössische Kommission für berufliche Vorsorge empfahl an ihrer Sitzung vom 
1. September 2011 dem Bundesrat mehrheitlich einen Mindestzinssatz von 1.5%. Die Vorschläge 
hatten von 1% bis 2% gereicht. Bei der Konsultation der Sozialpartner hatten die Gewerkschaften für 
2% bis 2.25% votiert, während sich die Arbeitgeberverbände für einen Satz von 1.25% bis 1.75% 
ausgesprochen hatten. Der Schweizerische Versicherungsverband (SVV) verlangte eine Senkung 
auf 1%. 

Internet-Link für die Pressemitteilung: 
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=42027 

 
806 Inkrafttreten auf den 1. Januar 2012 des ersten Massnahmenpaketes der 6. Revision der 

Invalidenversicherung (Revision 6a): Folgen für die berufliche Vorsorge 

Das erste Massnahmenpaket der 6. IV-Revision tritt am 1. Januar 2012 in Kraft. Eines der Ziele der 
Revision 6a ist die Wiedereingliederung der Rentenbeziehenden. Die IV-Stelle wird systematisch 
überprüfen, ob die Erwerbsfähigkeit einer rentenbeziehenden Person durch geeignete Massnahmen 
verbessert werden kann. Gegebenenfalls erarbeiten die IV-Stelle und die rentenbeziehende Person 
zusammen einen Plan zur Wiedereingliederung mit dem Ziel, diese Person wieder in den Arbeitsmarkt 
zurückzuführen. Sind die  Wiedereingliederungsmassnahmen (vgl. Art. 8a IVG) erfolgreich, wird die 
Rente herabgesetzt oder aufgehoben. Für die darauffolgenden 3 Jahre sieht die berufliche Vorsorge 
in Koordination mit der Invalidenversicherung einen Schutzmechanismus vor, der beim Scheitern der 
Eingliederung ein schnelles Wiederaufleben der Rente ermöglicht.  

Ein detaillierter Artikel zur Umsetzung des Schutzmechanismus in der 2. Säule wird zu einem 
späteren Zeitpunkt in den Mitteilungen über die berufliche Vorsorge erscheinen. Da die Änderungen 
bereits am 1. Januar 2012 in Kraft treten, werden nachfolgend die wichtigsten neuen Gesetzes- und 
Verordnungsbestimmungen, welche die berufliche Vorsorge betreffen (nur die in AS 2011 5659 ff. 
vom 6. Dezember 2011 veröffentlichte Fassung ist rechtsgültig), die Erläuterungen zu den 
Verordnungsbestimmungen sowie diverse nützliche Links abgedruckt: 

http://www.admin.ch/ch/d/as/2011/5035.pdf�
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=42027�
http://www.admin.ch/ch/d/as/2011/index0_49.html�


Mitteilungen über die berufliche Vorsorge Nr.125 

    
   3/20 

 
 

Bundesgesetz 
über die Invalidenversicherung 
(IVG) 
(6. IV-Revision, erstes Massnahmenpaket)  
Änderung vom 18. März 2011   (Auszug, inoffizielle Fassung) 
________________________________________________________________ 
 
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 24. Februar 20101

beschliesst: 
, 

I 

Das Bundesgesetz vom 19. Juni 19592

(…) 
 über die Invalidenversicherung wird wie folgt geändert: 

 
Art. 8a Wiedereingliederung von Rentenbezügerinnen und Rentenbezügern 
1 Rentenbezügerinnen und Rentenbezüger haben Anspruch auf Massnahmen zur Wiedereingliederung, sofern: 

a. die Erwerbsfähigkeit voraussichtlich verbessert werden kann; und 
b. die Massnahmen geeignet sind, die Erwerbsfähigkeit zu verbessern. 

2 Massnahmen zur Wiedereingliederung sind: 
a. Integrationsmassnahmen zur Vorbereitung auf die berufliche Eingliederung nach Artikel 14a Absatz 2; 
b. Massnahmen beruflicher Art nach den Artikeln 15–18c; 
c. die Abgabe von Hilfsmitteln nach den Artikeln 21–21quater; 
d. die Beratung und Begleitung der Rentenbezügerinnen und Rentenbezüger und ihrer Arbeitgeber. 

3 Integrationsmassnahmen können mehrmals zugesprochen werden und insgesamt länger als ein Jahr dauern. 
4 Versicherte Personen, deren Rente nach Abschluss der Massnahmen nach Absatz 2 aufgehoben wird, und deren 
Arbeitgeber haben noch während längstens drei Jahren ab dem Entscheid der IV-Stelle Anspruch auf Beratung und 
Begleitung. 
5 Der Bundesrat kann Höchstbeträge festlegen, die den IV-Stellen für Massnahmen nach den Absätzen 2 und 4 zur 
Verfügung stehen. 
 
(…) 
 
Art. 32 Übergangsleistung bei Arbeitsunfähigkeit 
1  Eine versicherte Person hat Anspruch auf eine Übergangsleistung, wenn: 

a. sie im Laufe der drei auf die Herabsetzung oder Aufhebung einer Rente folgenden Jahre zu mindestens 50 Prozent 
arbeitsunfähig wird; 

b. die Arbeitsunfähigkeit mindestens 30 Tage gedauert hat und weiter andauert; und 
c. sie vor Herabsetzung oder Aufhebung der Rente an Massnahmen zur Wiedereingliederung nach Artikel 8a 

teilgenommen hat oder die Rente wegen der Wiederaufnahme einer Erwerbstätigkeit oder der Erhöhung des 
Beschäftigungsgrades herabgesetzt oder aufgehoben wurde. 

2  Der Anspruch entsteht am Anfang des Monats, in welchem die Voraussetzungen nach Absatz 1 erfüllt sind. 
3  Der Anspruch erlischt spätestens am Ende des Monats, in dem die IV-Stelle über den Invaliditätsgrad entschieden 
hat (Art. 34). 
 
(…) 
 
II 
Schlussbestimmungen der Änderung vom 18. März 2011 (6. IV-Revision, erstes Massnahmenpaket) 

a. Überprüfung der Renten, die bei pathogenetisch-ätiologisch unklaren syndromalen Beschwerdebildern ohne 
nachweisbare organische Grundlage gesprochen wurden 

1  Renten, die bei pathogenetisch-ätiologisch unklaren syndromalen Beschwerdebildern ohne nachweisbare organische 
Grundlage gesprochen wurden, werden innerhalb von drei Jahren nach Inkrafttreten dieser Änderung überprüft. Sind die 
Voraussetzungen nach Artikel 7 ATSG18 nicht erfüllt, so wird die Rente herabgesetzt oder aufgehoben, auch wenn die 
Voraussetzungen von Artikel 17 Absatz 1 ATSG nicht erfüllt sind. 

                                                      
1  BBl 2010 1817 
2  SR 831.20 
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2  Wird die Rente herabgesetzt oder aufgehoben, so hat die Bezügerin oder der Bezüger Anspruch auf Massnahmen zur 
Wiedereingliederung nach Artikel 8a. Ein Anspruch auf eine Übergangsleistung nach Artikel 32 Absatz 1 Buchstabe c 
entsteht dadurch nicht. 
3  Werden Massnahmen zur Wiedereingliederung nach Artikel 8a durchgeführt, so wird die Rente bis zum Abschluss der 
Massnahmen weiter ausgerichtet, längstens aber während zwei Jahren ab dem Zeitpunkt der Aufhebung oder Herabsetzung. 
4  Absatz 1 findet keine Anwendung auf Personen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Änderung das 55. Altersjahr 
zurückgelegt haben oder im Zeitpunkt, in dem die Überprüfung eingeleitet wird, seit mehr als 15 Jahren eine Rente der 
Invalidenversicherung beziehen. 
5  Änderungen von IV-Rentenansprüchen nach den Absätzen 1–4 bewirken weder eine Anpassung der Rentenansprüche nach 
dem UVG19 (Komplementärrente) noch andere Ausgleichsansprüche der Versicherten. 
 
Änderung bisherigen Rechts 
 
Die nachstehenden Bundesgesetze werden wie folgt geändert: 
(…) 
 
2. Zivilgesetzbuch 

Art. 89bis  Abs. 6 Ziff. 3a 
6  Für Personalfürsorgestiftungen, die auf dem Gebiet der Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge tätig sind, gelten 
überdies die folgenden Bestimmungen des Bundesgesetzes vom 25. Juni 198225 über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- 
und Invalidenvorsorge über: 

3a. die provisorische Weiterversicherung und Aufrechterhaltung des Leistungsanspruchs bei Herabsetzung oder 
Aufhebung der Rente der Invalidenversicherung (Art. 26a), 

 
(…) 
6. Bundesgesetz vom 25. Juni 19823

Art. 26 Abs. 3 erster Satz 

 über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge 

3  Der Anspruch erlischt mit dem Tode des Anspruchsberechtigten oder, unter Vorbehalt von Artikel 26a, mit dem Wegfall 
der Invalidität. … 

Art. 26a Provisorische Weiterversicherung und Aufrechterhaltung des Leistungsanspruchs bei Herabsetzung oder 
Aufhebung der Rente der Invalidenversicherung 
1  Wird die Rente der Invalidenversicherung nach Verminderung des Invaliditätsgrades herabgesetzt oder aufgehoben, so 
bleibt die versicherte Person während drei Jahren zu den gleichen Bedingungen bei der leistungspflichtigen 
Vorsorgeeinrichtung versichert, sofern sie vor der Herabsetzung oder Aufhebung der Rente an Massnahmen zur 
Wiedereingliederung nach Artikel 8a IVG4

2  Der Versicherungsschutz und der Leistungsanspruch bleiben aufrechterhalten, solange die versicherte Person eine 
Übergangsleistung nach Artikel 32 IVG bezieht. 

 teilgenommen hat oder die Rente wegen der Wiederaufnahme einer 
Erwerbstätigkeit oder Erhöhung des Beschäftigungsgrades herabgesetzt oder aufgehoben wurde. 

3  Während der Weiterversicherung und Aufrechterhaltung des Leistungsanspruchs kann die Vorsorgeeinrichtung die 
Invalidenrente entsprechend dem verminderten Invaliditätsgrad der versicherten Person kürzen, jedoch nur soweit, wie die 
Kürzung durch ein Zusatzeinkommen der versicherten Personen ausgeglichen wird. 

Art. 49 Abs. 2 Ziff. 3a 
2 Gewährt eine Vorsorgeeinrichtung mehr als die Mindestleistungen, so gelten für die weitergehende Vorsorge die 
Vorschriften über: 

3a. die provisorische Weiterversicherung und Aufrechterhaltung des Leistungsanspruchs bei Herabsetzung oder 
Aufhebung der Rente der Invalidenversicherung (Art. 26a), 

 
Schlussbestimmung der Änderung vom 18. März 2011 
(6. IV-Revision, erstes Massnahmenpaket) 

Überprüfung der Renten, die bei pathogenetisch-ätiologisch unklaren syndromalen Beschwerdebildern ohne nachweisbare 
organische Grundlage gesprochen wurden 
Wird in Anwendung der Schlussbestimmungen Buchstabe a der Änderung vom 18. März 2011 des IVG5

                                                      
3 SR 831.40; BBl 2010 2017 

 eine Rente der 
Invalidenversicherung herabgesetzt oder aufgehoben, so vermindert sich oder endet der Leistungsanspruch der versicherten 
Person auf Invalidenleistungen der beruflichen Vorsorge in Abweichung von Artikel 26 Absatz 3 dieses Gesetzes auf den 

4 SR 831.20 
5 SR 831.20 
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Zeitpunkt, ab dem der versicherten Person eine herabgesetzte Rente der Invalidenversicherung oder keine solche Rente mehr 
ausgerichtet wird. Diese Bestimmung gilt für alle Vorsorgeverhältnisse im Sinne von Artikel 1 Absatz 2 FZG6

 

. Die 
versicherte Person hat im Zeitpunkt der Aufhebung oder Herabsetzung ihrer Invalidenrente Anspruch auf eine 
Austrittsleitung nach Artikel 2 Absatz 1ter FZG. 

Koordination der Änderung vom 18. März 2011 
(6. IV-Revision, erstes Massnahmenpaket) mit der Änderung 
vom 19. März 2010 des BVG (Strukturreform)  
Unabhängig davon, ob die Änderung vom 19. März 2010 des BVG7

Art. 26 Abs. 3 erster Satz 

 oder die vorliegende Änderung zuerst in Kraft tritt, lautet 
mit Inkrafttreten des später in Kraft tretenden Gesetzes sowie bei gleichzeitigem Inkrafttreten Artikel 26 Absatz 3 erster Satz 
wie folgt: 

3  Der Anspruch erlischt mit dem Tode des Anspruchsberechtigten oder, unter Vorbehalt von Artikel 26a, mit dem Wegfall 
der Invalidität. … 

 
7. Freizügigkeitsgesetz vom 17. Dezember 19938

Art. 2 Abs. 1ter 

 

1ter Ebenso haben Versicherte, deren Rente der Invalidenversicherung nach Verminderung des Invaliditätsgrades herabgesetzt 
oder aufgehoben wird, am Ende der provisorischen Weiterversicherung und Aufrechterhaltung des Leistungsanspruchs nach 
Artikel 26a Absätze 1 und 2 BVG Anspruch auf eine Austrittsleistung. 
 

                                                      
6 SR 831.42 
7  BBl 2010 2017 
8 SR 831.42 
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Verordnung 
über die Invalidenversicherung 
(IVV) 
 
Änderung vom …     (Auszug, inoffizielle Fassung) 
________________________________________________________________ 
 
Der Schweizerische Bundesrat, 
beschliesst: 
 
I 
Die Verordnung vom 17. Januar 19619

(…) 
 über die Invalidenversicherung wird wie folgt geändert: 

 
Änderung bisherigen Rechts 
Die nachstehenden Verordnungen werden wie folgt geändert: 
(…) 
2. Verordnung vom 18. April 198410

Art. 1j Abs. 1 Buchstabe d 

 über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge 

1 

d. Personen, die im Sinne der IV zu mindestens 70 Prozent invalid sind, sowie Personen, die provisorisch 
weiterversichert werden nach Artikel 26a BVG; 

Folgende Arbeitnehmer sind der obligatorischen Versicherung nicht unterstellt: 

Art. 24 Abs. 2 

2  Als anrechenbare Einkünfte gelten Leistungen gleicher Art und Zweckbestimmung, die der anspruchsberechtigten Person 
aufgrund des schädigenden Ereignisses ausgerichtet werden, wie Renten oder Kapitalleistungen mit ihrem 
Rentenumwandlungswert in- und ausländischer Sozialversicherungen und Vorsorgeeinrichtungen, mit Ausnahme von 
Hilflosenentschädigungen, Abfindungen und ähnlichen Leistungen. Bezügern von Invalidenleistungen wird überdies das 
weiterhin erzielte oder zumutbarerweise noch erzielbare Erwerbs- oder Ersatzeinkommen angerechnet, mit Ausnahme des 
Zusatzeinkommens, welches während der Teilnahme an Massnahmen zur Wiedereingliederung nach Artikel 8a des 
Bundesgesetzes vom 19. Juni 195911

                                                      
9 SR 831.201 

 über die Invalidenversicherung erzielt wird. 

10 SR 831.441.1 
11 SR 831.201 
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Erläuterungen zur Änderung der Verordnung über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und 
Invalidenvorsorge (BVV 2): 

Art. 1j Von der obligatorischen Versicherung ausgenommene Arbeitnehmer 

Absatz 1 Buchstabe d: Auf den Seiten 1916 und 1917 der Botschaft ist festgehalten, dass der 
Bundesrat „für den neu erzielten Lohn, den die wiedereingegliederte versicherte Person in der 
Schutzperiode gemäss Artikel 26a BVG bezieht, die Ausnahmen von der Unterstellung unter die 
obligatorische Versicherung auf Verordnungsstufe regeln [wird].“  

Für die versicherte Person, deren Rente im Rahmen der IV-Revision 6a herabgesetzt oder 
aufgehoben wird, beginnt eine Schutzperiode von 3 Jahren, während derer sie zu den gleichen 
Bedingungen bei der leistungspflichtigen Vorsorgeeinrichtung versichert bleibt (vgl. Art. 26a BVG). 
Während dieser Schutzperiode wird weder von der versicherten Person noch von ihrem Arbeitgeber 
ein Beitrag auf den neu erzielten Lohn geschuldet. Die Weiterversicherung im bisherigen Umfang und 
demzufolge die Nichtunterstellung unter die obligatorische Versicherung betrifft lediglich das neu 
erzielte Einkommen, unabhängig davon, wie hoch dieses tatsächlich ist.  

Es ist möglich, dass das Einkommen einer teilinvaliden Person, die vor der Herabsetzung oder 
Aufhebung der Teilrente ihre Restarbeitsfähigkeit genutzt hat, obligatorisch in der 2. Säule versichert 
war. Wenn diese Person den selben Arbeitsplatz nach Herabsetzung oder Aufhebung der IV-Rente 
beibehält, bleibt dieses Gehalt „normal“ bei der Pensionskasse des „alten“ Arbeitgebers 
weiterversichert. Nur das neu erzielte Einkommen ist von der Unterstellungspflicht unter die 
Versicherung befreit. Die Ergänzung von Art. 1j Abs. 1 Bst. d BVV 2 stellt sicher, dass 
wiedereingegliederte Personen für das während der Schutzperiode neu erzielte Einkommen nicht der 
obligatorischen Versicherung unterstellt sind. 

Art. 24 Ungerechtfertigte Vorteile 

Absatz 2: Der Bundesrat hielt in seiner Botschaft fest (vgl. Art. 22 Abs. 5bis IVG, S. 1895), es sei dafür 
zu sorgen, dass eine Rentenbezügerin bzw. ein Rentenbezüger während der Durchführung von 
Massnahmen zur Wiedereingliederung (Art. 8a IVG) die Möglichkeit habe, ein höheres Einkommen zu 
erzielen als vor der Durchführung einer Massnahme zur beruflichen Wiedereingliederung (z.B. ein 
Arbeitsversuch, vgl. Art. 18a IVG). Dies wird insbesondere damit begründet, dass ein Praktikum 
beispielsweise auch mit gewissen neuen Auslagen (Arbeitsweg, auswärtige Verpflegung usw.) 
verbunden ist, die nicht von der IV übernommen werden. Ausserdem sollen die Rentenbezügerinnen 
und -bezüger nicht entmutigt werden, von der Rente wegzukommen, indem eine eventuelle 
Entschädigung, welche durch die Praktikumsleitung ausgerichtet wird, bei der versicherten Person 
bleibt. Durch die Änderung von Artikel 24 Absatz 2 BVV 2 wird deshalb das eventuell während der 
Wiedereingliederung erzielte Einkommen bei der Berechnung der Überentschädigung aus den 
anrechenbaren Einkünften ausgeschlossen. 

Nützliche Links: 

Die Botschaft zur 6. IV-Revision (erstes Massnahmenpaket) wurde im Bundesblatt (BBl) 2010 S. 1817 
publiziert:  
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2010/1817.pdf 

Der Gesetzestext wurde in der AS 2011 5659 publiziert, der Verordnungstext in der AS 2011 5679: 
http://www.admin.ch/ch/d/as/2011/5659.pdf 

http://www.admin.ch/ch/d/as/2011/5679.pdf 

Link zur Medienmitteilung mit Dokumentation: 
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=42248 

http://www.admin.ch/ch/d/ff/2010/1817.pdf�
http://www.admin.ch/ch/d/as/2011/5659.pdf�
http://www.admin.ch/ch/d/as/2011/5679.pdf�
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=42248�
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Link Curia Vista: 
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20100032 

 
807 Keine Anpassung der BVG-Hinterlassenen- und Invalidenrenten an die Preisentwicklung auf 

den 1. Januar 2012 

Die Hinterlassenen- und Invalidenrenten der beruflichen Vorsorge müssen auf den 1. Januar 2012 
nicht der Teuerung angepasst werden. 

Gemäss Art. 36 Abs. 1 des Bundesgesetzes über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und 
Invalidenvorsorge (BVG) müssen die Hinterlassenen- und Invalidenrenten der obligatorischen zweiten 
Säule bis zum Erreichen des ordentlichen Rentenalters periodisch an die Erhöhung des Indexes der 
Konsumentenpreise angepasst werden. Der Teuerungsausgleich für diese Hinterlassenen- und 
Invalidenrenten der beruflichen Vorsorge wird zum ersten Mal nach dreijähriger Laufzeit gewährt. Die 
darauffolgenden Anpassungen sind mit dem Teuerungsausgleich bei der AHV gekoppelt, finden in der 
Regel also alle zwei Jahre statt. 

Somit ist zu entscheiden, ob auf nächstes Jahr die Hinterlassenen- und Invalidenrenten, die seit 2008 
laufen, angepasst werden müssen. Dabei wird auf die Preisentwicklung zwischen September 2008 
und 2011 abgestellt. Da nun der Septemberindex 2011 mit 99.7 (Basis Dezember 2010 = 100) tiefer 
ist als derjenige von 2008 mit 99.8, müssen diese Renten auf den 1. Januar 2012 nicht angepasst 
werden. 

Die Hinterlassenen- und Invalidenrenten, die vor 2008 entstanden sind, werden mit der nächsten 
AHV-Renten-Erhöhung, also frühestens auf den 1.1.2013 angepasst. 

Diejenigen Renten, für die das BVG keinen periodischen Teuerungsausgleich vorschreibt, werden 
entsprechend den finanziellen Möglichkeiten der Vorsorgeeinrichtung angepasst. Das oberste Organ 
der Vorsorgeeinrichtung entscheidet jährlich darüber, ob und in welchem Ausmass die Renten 
angepasst werden (Art. 36 Abs. 2 BVG). 

Internet-Link für die Pressemitteilung: 
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=41836 

Siehe auch BBl 2011 8074. 
 

808 Keine Anpassung der Grenzbeträge für 2012 

Die minimale AHV-Altersrente erfährt für das Jahr 2012 keine Anpassung. Aus diesem Grund werden 
die Grenzbeträge in der beruflichen Vorsorge nicht verändert. Für die geltenden Beträge verweisen 
wir auf den Anhang und auf die Mitteilungen Nr. 120 Rz 764. 

 
809 Sicherheitsfonds BVG: unveränderte Beitragssätze für 2012 

Das Bundesamt für Sozialversicherungen hat die Beitragssätze für das Bemessungsjahr 2012 
gemäss Antrag des Stiftungsrates genehmigt. Für die Zuschüsse bei ungünstiger Altersstruktur 
beträgt er unverändert 0.07 Prozent. Der Beitragssatz für die Insolvenzen und anderen Leistungen 
bleibt ebenfalls unverändert und beträgt 0.01 Prozent. 

Die neuen Beiträge werden Ende Juni 2013 fällig. Beitragspflichtig sind alle dem Freizügigkeitsgesetz 
(FZG) unterstellten Vorsorgeeinrichtungen. 

Internet-Link: http://www.sfbvg.ch/xml_1/internet/de/file/xmlsafe/news/page/detail76.cfm  
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810 Vernehmlassung zur Teilrevision des Obligationenrechts: Revision des Verjährungsrechts 

Der Bundesrat hat am 31. August 2011 das EJPD beauftragt, ein Vernehmlassungsverfahren zur 
Änderung des Obligationenrechts und allenfalls derjenigen Spezialgesetze durchzuführen, welche die 
Verjährung zum Gegenstand haben. Die Vernehmlassung dauerte bis 30. November 2011. Die 
zentralen Revisionsanliegen sind die Vereinheitlichung des Verjährungsrechts, die Verlängerung der 
ausservertraglichen Verjährungsfristen und die Beseitigung von Unsicherheiten. Es gibt insbesondere 
eine Änderung der Art. 41 Abs. 2 und 52 Abs. 2 und 3 BVG: 

Art. 41 Abs. 2  
2 

Art. 52 Abs. 2 und 3  

Forderungen verjähren nach den allgemeinen Verjährungsbestimmungen des Obligationenrechts.  

2 
Der Anspruch auf Schadenersatz gegen die nach den vorstehenden Bestimmungen verantwortlichen 

Organe verjährt nach den allgemeinen Verjährungsbestimmungen des Obligationenrechts.  
3 

Erläuterungen zu Art. 41 Abs. 2 und 52 Abs. 2 und 3 BVG (Auszug des erläuternden Berichts  
S. 53-54): 

Wer als Organ einer Vorsorgeeinrichtung schadenersatzpflichtig wird, hat die übrigen 
regresspflichtigen Organe zu informieren. Die relative Verjährungsfrist für die Geltendmachung von 
Regressansprüchen nach diesem Absatz beginnt, sobald die zugrunde liegende Leistung vollständig 
erbracht und der Pflichtige bekannt ist. 

Art. 41 Abs. 2 

Das geltende Recht sieht für Forderungen auf periodische Leistungen eine fünfjährige, 
für Forderungen auf andere Leistungen eine zehnjährige Verjährungsfrist vor; im Übrigen gelten die 
Bestimmungen des OR (Art. 41 Abs. 2 BVG). Nach dem Vorentwurf wird betreffend die Verjährung 
nicht mehr zwischen periodischen Leistungen und Kapitalabfindungen unterschieden. Für sämtliche 
Forderungen gelten die allgemeinen Bestimmungen des OR (Art. 41 Abs. 2 VE-BVG; Art. 127 ff.  
VE-OR). 

Artikel 41 Absatz 6 BVG sieht vor, dass Ansprüche verjähren, wenn der ursprüngliche Berechtigte das 
hundertste Altersjahr vollendet hat oder hätte. Entgegen ihrem Wortlaut enthält diese Bestimmung 
keine Verjährungsfrist, sondern regelt lediglich den Zeitpunkt, in dem der Anspruch untergeht. Sie 
bleibt daher unverändert.  

Art. 52 Abs. 2 und 3 

Die Ansprüche auf Schadenersatz verjähren nach dem Vorentwurf gemäss den allgemeinen 
Verjährungsregeln des OR (Art. 52 Abs. 2 VE-BVG; Art. 127 ff. VE-OR). Die geltende relative Frist von 
fünf Jahren wird demnach auf drei Jahre verkürzt (Art. 128 VE-OR). Die absolute Frist von zehn 
Jahren bleibt bestehen (Art. 129 Abs. 2 Ziff. 1 VE-OR).  

Artikel 52 Absatz 3 VE-BVG regelt die Verjährung von Regressforderungen. Die relative Frist beginnt 
entsprechend Artikel 72 Absatz 3 VE-ATSG, sobald die regressberechtigte Person die zugrunde 
liegende Leistung vollständig erbracht hat und die pflichtige Person bekannt ist (vgl. Erläuterungen zu 
Art. 72 Abs. 3 ATSG). Die relative Frist beträgt künftig drei (Art. 128 VE-OR) und nicht mehr fünf 
Jahre. 

Der Vorentwurf und der erläuternde Bericht können abgerufen werden unter: 
http://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html#EJPD 
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811 Mitglieder der neuen BVG-Oberaufsichtskommission sind gewählt 

Am 2. November 2011 hat der Bundesrat die Vizepräsidentin und die weiteren Mitglieder der neu 
geschaffenen Oberaufsichtskommission Berufliche Vorsorge gewählt, nachdem er bereits im Juni den 
Präsidenten bestimmt hatte. Die Kommission nimmt ihre operative Tätigkeit am 1. Januar 2012 auf. 

Der Bundesrat hat folgende Personen als Mitglieder der neu geschaffenen Oberaufsichtskommission 
Berufliche Vorsorge gewählt. 

Vizepräsidentin: 
• Dr. oec. publ. Vera Kupper Staub, 1967, ehemaliges Geschäftsleitungsmitglied und ehemalige 

Leiterin des Geschäftsbereichs Vermögensanlage der Pensionskasse Stadt Zürich 

Zwei Sitze in der Kommission sind der Vertretung der Sozialpartner vorbehalten, die dafür 
Wahlvorschläge eingebracht haben. Der Bundesrat ist diesen gefolgt und hat gewählt: 
• Dr. iur. Dieter Sigrist, 1948, Arbeitgebervertreter (Schweizerischer Arbeitgeberverband, 

Schweizerischer Gewerbeverband)  

• Aldo Ferrari, 1962, eidg. dipl. Sozialversicherungsfachmann, Arbeitnehmervertreter 
(Schweizerischer Gewerkschaftsbund, Travail.Suisse) 

Die weiteren Mitglieder: 
• Prof. Dr. prof. honoraire André Dubey, 1946, Professeur à la Faculté des Hautes Etudes 

Commerciales, Département de sciences actuarielles, Université de Lausanne  

• Prof. Dr. Peter Leibfried, 1971, Professor für Auditing und Accounting und Geschäftsführender 
Direktor des Instituts für Accounting, Controlling und Auditing, Universität St. Gallen  

• Dr. iur. Thomas Hohl, 1954, Eidg. Dipl. Pensionskassenleiter, ehemaliger Geschäftsleiter der 
Migros-Pensionskasse  

• Catherine Pietrini, 1966, diplomierte Pensionskassenexpertin, ehemalige Senior Aktuarin und 
Expertin für berufliche Vorsorge bei Pittet Associés 

Am 19. März 2010 hatte das Parlament die Strukturreform in der beruflichen Vorsorge verabschiedet. 
Mit dieser Reform wird die Aufsicht in der beruflichen Vorsorge neu organisiert. Die bisher vom 
Bundesrat bzw. vom Bundesamt für Sozialversicherungen ausgeübte Oberaufsicht wird auf 2012 aus 
der zentralen Bundesverwaltung ausgegliedert und neu einer unabhängigen Kommission zugewiesen. 
Aufgabe der neuen Oberaufsichtskommission wird es insbesondere sein, für eine einheitliche 
Aufsichtspraxis der kantonalen bzw. regionalen Aufsichtsbehörden zu sorgen. 

Bereits im Juni hatte der Bundesrat Dr. iur. Pierre Triponez zum Präsidenten der 
Oberaufsichtskommission gewählt. Der Präsident setzte im August Manfred Hüsler als ersten Direktor 
ein, der das Sekretariat der Kommission führen und damit ab dem 1. Januar 2012 für die operative 
Umsetzung der Oberaufsicht über die 2. Säule verantwortlich sein wird. 

Internet-Link für die Medienmitteilung: 
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=42028 

 
812 In eigener Sache: Geschäftsfeld Internationale Angelegenheiten und berufliche Vorsorge 

Seit dem 1. November 2011 sind der Bereich Recht und der Bereich Finanzierung der beruflichen 
Vorsorge Teil des Geschäftsfeldes “Internationale Angelegenheiten und berufliche Vorsorge“ unter der 
Leitung von Frau Colette Nova.  
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Stellungnahmen 

813 Wahl der Anlagestrategien – Marktentwicklung  

Die Problemstellung 

Die Vorsorgeeinrichtungen (VE) möchten Gewissheit darüber haben, dass die von ihnen in 
Anwendung von Art. 1e BVV 2 angebotenen Produkte als berufliche Vorsorge schweizweit anerkannt 
werden, insbesondere von den Steuerbehörden. Dies entspricht einem verständlichen Bedürfnis nach 
Rechtssicherheit. Sollte sich nämlich herausstellen, dass die Produkte nicht mit den Grundsätzen der 
beruflichen Vorsorge vereinbar sind, ist auch die Steuerbefreiung der Einrichtung und die 
Steuerabzugsfähigkeit der Beiträge und Einkäufe nicht mehr sichergestellt.  

Im Folgenden wird eine gemeinsame Stellungnahme von Vertretern der Aufsichtsbehörden der 
beruflichen Vorsorge, der Steuerbehörden und des BSV abgegeben; ausserdem wurden Vertreter der 
Expertenkammer und der Treuhandkammer konsultiert und ihre Bemerkungen aufgenommen. 

Das Prinzip der Kollektivität und seine direkten und indirekten Auswirkungen auf eine Vielzahl 
von Anlagestrategien 

Im Allgemeinen 

Die Möglichkeit der VE, den Versicherten die Wahl zwischen mehreren Anlagestrategien anzubieten 
(Art. 1e BVV 2), findet ihre Grenze im Prinzip der Kollektivität. Die Umsetzung dieser Möglichkeit darf 
nicht so ausgestaltet werden, dass sie zu einer gänzlichen Individualisierung führen würde, also 
jegliche kollektiven Aspekte der Vorsorge abschaffen würde.  

Wenn eine VE verschiedene Anlagestrategien anbietet, ist sie für deren Definition sowie für die 
Anlagetätigkeit verantwortlich. Die VE kann, wie andere VE auch, bestimmte Tätigkeiten an Dritte 
delegieren, welche in Zukunft allerdings die mit der Strukturreform eingeführten Anforderungen zu 
erfüllen haben (insbesondere Art. 51a und 51b BVG sowie die dazugehörigen 
Ausführungsbestimmungen, v.a. Art. 48f ff. BVV 2). 

Versicherte, denen die Wahl der Anlagestrategie angeboten wird, müssen aus allen in dieser VE oder 
in diesem Vorsorgewerk angebotenen Strategien auswählen können, denn eine Strategie darf nicht 
„ad personam“ angeboten werden. Die Strategien müssen im Reglement oder in Zusätzen zum 
Reglement definiert sein, somit in jenen Dokumenten, welche der Aufsichtsbehörde eingereicht 
werden (hier ist auch das Prinzip der Planmässigkeit betroffen). Die versicherte Person wählt eine 
Strategie aus, kann diese aber nicht beeinflussen, ergänzen oder ändern. Da die VE die Strategie 
selbst festlegt, dürfen Einkäufe ausschliesslich durch Geldzahlung erfolgen, nicht durch die 
Übertragung von Wertpapieren, da diese wohl nie genau der vordefinierten Anlagestrategie 
entsprechen können. 

Wie viele Anlagestrategien dürfen angeboten werden? 

Auch wenn der Bundesrat keine Grenze bestimmt hat, darf das Prinzip der Kollektivität nicht durch 
eine exzessive Auslegung der Verordnungsbestimmung ausgehöhlt werden. Man kann davon 
ausgehen, dass ein Angebot von höchstens 5 bis 10 Strategien zulässig ist. Um eine Auswahl aus 
einer Palette von verschiedenen Anlagestrategien zu ermöglichen, kann die VE auch bei einer (sehr) 
kleinen Anzahl versicherter Personen bis zu 5 Strategien anbieten. Bei einer grossen Anzahl von 
versicherten Personen darf sie aber nicht mehr als 10 Strategien anbieten. In einer Sammelstiftung gilt 
diese Regel pro Vorsorgewerk.  

Was sind die Folgen dieser Vielzahl von Strategien auf die Wertschwankungsreserven und auf die 
Kosten? 

Da die Anlagestrategien jeweils mit unterschiedlichen Risiken verbunden sind, müssen die 
Wertschwankungsreserven für jede Anlagestrategie gesondert definiert werden. 
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Ebenso sind die anfallenden Kosten für jede Vermögensanlage verschieden und müssen deshalb 
korrekt auf die einzelnen Strategien verteilt werden. 

Angemessenheit und Planmässigkeit 

Die Angemessenheit muss vom Experten pro Strategie

Aufgaben des Experten: 

 bestätigt werden: Es geht um eine 
Vorabkontrolle des Modells und nicht um eine Nachkontrolle jedes Einzelfalls. Ausgehend von der 
Zusammensetzung des Portefeuilles wird von der realistischen Rendite ausgegangen. Wenn die 
tatsächliche Performance die Prognosen in gewissen Fällen übertrifft, stehen keine Korrekturen an.  

Neben der oben genannten Aufgabe und wie bei allen VE bestätigt der Experte  die Fähigkeit der VE, 
Sicherheit dafür zu bieten, dass sie ihre Verpflichtungen erfüllen kann. Besonders bei diesen 
Vorsorgelösungen, die verschiedene Anlagestrategien anbieten, ist jedoch, dass die Einhaltung von 
Artikel 15 und 17 FZG eine spezielle Schwierigkeit darstellen kann, wenn die Ertragslage ungenügend 
ist. Der Experte bestätigt die Gesetzeskonformität, insbesondere auch die Einhaltung der 
Angemessenheit, für jede der angebotenen Strategien (vgl. oben).  

Falls individuelle Wertschwankungsreserven nicht zum Ausgleich einer negativen Wertentwicklung 
benötigt werden, gehören diese zum Leistungsanspruch (Freizügigkeits- oder Vorsorgefall). Folglich 
muss der Experte auch diese Mittel bei der Beurteilung der Angemessenheit berücksichtigen.  
Wird die finanzielle Sicherheit durch die Garantie des Arbeitgebers, für allfällige Lücken 
einzuspringen, gesichert, bleibt die Frage nach der Tragweite und der tatsächliche Wert einer 
Garantie des Arbeitgebers (insbes. Frage der Fähigkeit des AG, in finanziell schwieriger Situation die 
Garantieverpflichtung zu erfüllen.) 

Aufgaben der Revisionsstelle 

Die Mehrzahl der Anlagestrategien führt bei diesen Einrichtungen zu einem erhöhten Prüfaufwand der 
Revisionsstelle, da für jede Anlagestrategie geprüft werden muss, ob die Vermögensanlage den 
gesetzlichen und reglementarischen Bestimmungen entspricht, die Vermögensanlage also der 
definierten Strategie folgt.  

Zusätzliche Prüfungen ergeben sich im Bereiche der pro Anlagestrategie definierten 
Wertschwankungsreserven und im Nachweis der verursachergerechten Zuteilung der Kosten auf die 
einzelnen Strategien. Da die Einhaltung des FZG bei einer Vielzahl von Anlagestrategien schwieriger 
ist, erhält auch die Prüfung der „Rechtmässigkeit der Geschäftsführung“ eine besondere Bedeutung.  

„Eigenhypotheken“ 

Gewisse Vorsorgeeinrichtungen bieten ihren Versicherten derzeit die Möglichkeit an, eine 
Anlagestrategie zu wählen, bei der ihr Vorsorgekapital in die eigene Immobilie investiert wird. 

Die versicherte Person bezahlt in diesen Fällen einen hohen Hypothekarzins, was dem eigenen 
Vorsorgekapital eine gute Rendite beschert. Zudem kann ein Einkauf der versicherten Person in diese 
VE direkt die Höhe des in ihr Eigentum investierten Betrages beeinflussen. Aus steuerlicher Sicht wird 
mit diesem Vorgehen angestrebt, die Hypothekarschuld vom steuerbaren Vermögen, und die 
geleisteten Einkäufe bzw. Hypothekarzinsen vom steuerbaren Einkommen abzuziehen.  

Diese Individualisierung einer bestimmten Strategie, bewirkt nicht nur in steuerlicher Hinsicht 
Verzerrungen, sondern verletzt auch das Kollektivitätsprinzip und ist verboten. 

Die Begrenzung der Anlagestrategien auf 5 oder 10 pro Vorsorgeplan, die Sicherstellung des Zugangs 
jedes Versicherten zu allen Strategien und der ausdrückliche Hinweis darauf, dass die 
Vorsorgeeinrichtung das in jede Strategie («Topf pro Strategie») investierte Kapital gemeinsam 
verwaltet, sollten die in der Praxis festgestellten Auswüchse von alleine beseitigen. Es ist in der Tat 
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beispielsweise kaum vorstellbar, dass eine versicherte Person bereit ist, unnatürlich hohe 
Hypothekarzinsen zu bezahlen, wenn sie das gute Ergebnis dieser Hypothekaranlage mit anderen 
Versicherten teilen muss, die sich auch für diese Strategie entschieden haben.  

 
814 Behandlung von Contingent Convertibles (CoCo Bonds) gemäss den Anlagevorschriften der 

BVV 2 

Contingent Convertibles (CoCos) können nicht als Forderungen gemäss Artikel 53 Absatz 1 
Buchstabe b BVV 2 qualifiziert werden. Entgegen dem Wortlaut dieser Bestimmung sind CoCos nicht 
mit Wandel- oder Optionsrechten versehen, sondern mit entsprechenden Wandlungspflichten. Es liegt 
insofern keine normale Forderung auf einen festen Betrag respektive keine Wandelanleihe vor, 
vielmehr sind CoCos in ihren Eigenschaften anderen strukturierten Produkten, wie Credit Default 
Swaps oder Insurance Linked Securities ähnlich. Da sie Artikel 53 Absatz 1 Buchstabe b BVV 2 nicht 
erfasst, handelt es sich um alternative Anlagen. 

 
815 Zur Erinnerung: Einige Grundsätze zur Unterstellung unter die berufliche Vorsorge (2. Säule) 

Im Hinblick auf die korrekte Anwendung des Gesetzes durch die einzelnen Akteure der beruflichen 
Vorsorge – insbesondere die Aufsichtsbehörden –, erscheint es angezeigt, einige Grundsätze der 
Versicherungsunterstellung in Erinnerung zu rufen.  

Wie wir bereits mehrfach festgehalten haben – letztmals in den Mitteilungen über die berufliche 
Vorsorge Nr. 117, Rz. 733/3.1 –, kann in der beruflichen Vorsorge nur versichert sein, wer auch der 
AHV untersteht. Dieser Grundsatz ergibt sich aus Art. 1 Abs. 2 sowie aus Art. 5 Abs. 1 BVG 
(offengelassen werden kann im vorliegenden Kontext die nicht unumstrittene Frage nach der 
Anwendbarkeit von Art. 5 Abs. 1 BVG auf die weitergehende Vorsorge12

Nach dem Gesagten kann eine Person, die im Ausland für ein schweizerisches Unternehmen arbeitet, 
die in der AHV jedoch nicht versichert ist, in der beruflichen Vorsorge im Sinne des BVG unter keinen 
Umständen versichert sein, und zwar unabhängig davon, ob es sich um obligatorische oder freiwillige, 
um minimale, umhüllende oder rein überobligatorische Vorsorge handelt. Das bedeutet, dass auch die 
Versicherung in einer Vorsorgeeinrichtung gemäss Art. 89

). 

bis ZGB nicht möglich ist, was sich 
insbesondere aus dem Verweis in Art. 89bis

Es bleibt somit einzig die Möglichkeit für eine Lösung ausserhalb des BVG, bspw. mittels einer 
gewöhnlichen Stiftung (Art. 80 ff. ZGB) oder einer Genossenschaft (Art. 828 ff.), die nach Art. 331 OR 
als Rechtsform für die Personalvorsorge weiterhin vorgesehen ist. Sofern eine solche Stiftung oder 
Genossenschaft dauernd und ausschliesslich dem sozialen Schutz der Betroffenen dient, ist nicht 
ausgeschlossen, dass sie in den Genuss der Steuerbefreiung im Rahmen von Art. 56 DBG kommt; 
darüber zu entscheiden obliegt allerdings nicht dem BSV, diese Frage wird durch die Steuerbehörden 
geprüft. 

 Abs. 6 Bst. 1 ZGB auf Art. 1 BVG ergibt.  

Im gegenteiligen Fall, in dem eine Person der schweizerischen AHV untersteht, muss sie in der 2. 
Säule versichert werden. Sie kann nicht gestützt auf Art. 1j Abs. 2 BVV2 von der obligatorischen 
Versicherung befreit werden, sofern sich die Versicherungspflicht aus einem internationalen 
Abkommen ergibt; Einzelheiten zu dieser Frage enthalten die Mitteilungen über die

. 
 berufliche 

Vorsorge Nr. 66, Rz. 400

Zusammenfassend ergibt sich, dass die Unterstellung unter die berufliche Vorsorge auf 
abschliessenden, zwingenden Regeln beruht, von denen nicht zugunsten spezifischer Interessen 
einzelner Unternehmen abgewichen werden kann. Anders gesagt vermag keine rechtliche 

                                                      
12 Nach Auffassung des BSV ist Art. 5 Abs. 1 BVG auch auf die weitergehende Vorsorge anwendbar. 
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Konstruktion – beispielsweise die Gründung eines Wohlfahrtsfonds, einer Finanzierungsstiftung oder 
eines ausserobligatorischen Vorsorgeplanes im Rahmen einer registrierten Vorsorgeeinrichtung – 
diese Regeln zu brechen und zu einer „à la carte“-Unterstellung zu führen. 

 
816 Strukturreform: Anwendbarkeit der neuen BVV2-Vorschriften auf Freizügigkeits- und Säule 3a-

Einrichtungen 

Dem BSV wurde die Frage unterbreitet, ob die im Rahmen der Strukturreform in die BVV2 
aufgenommen Bestimmungen, auf Freizügigkeitseinrichtungen und Säule 3a-Einrichtungen 
anwendbar sind. Die Frage stellt sich, weil die BVV2 teilweise von « Vorsorgeeinrichtungen » spricht, 
teilweise lediglich von « Einrichtungen » und zum Teil auch von « Einrichtungen, die nach ihrem 
Zweck der beruflichen Vorsorge dienen ». Gestützt auf den Verordnungstext sowie die Systematik der 
Verordnung sind die nachfolgend aufgeführten BVV2-Bestimmungen auf Freizügigkeitseinrichtungen 
und Säule-3a-Einrichtungen anwendbar:  

• Artikel 36 Absatz 2 betreffend Meldungen der Revisionsstelle an die Aufsichtsbehörden: Die 
Bestimmung richtet sich an sämtliche Einrichtungen, die ihrem Zweck nach der beruflichen 
Vorsorge dienen.  

• Artikel 48a betreffend Verwaltungskosten: Der Artikel gehört zum 2. Abschnitt des 4. Kapitels der 
BVV2 « Rechnungswesen und Rechnungslegung ». Dieser Abschnitt richtet sich laut dem ersten 
Artikel des Abschnitts – Artikel 47 - an sämtliche Einrichtungen, die nach ihrem Zweck der 
beruflichen Vorsorge dienen. 

• Sinngemäss sind auch die Artikel 48f – 48l betreffend Integrität und Loyalität der Verantwortlichen 
für Freizügigkeits- und Säule-3a-Einrichtungen anwendbar: In Artikel 48f und 48g ist dies 
ausdrücklich im Verordnungstext festgehalten. Für die übrigen Integritäts- und 
Loyalitätsvorschriften ergibt sich die Anwendung aus dem Verweis in Artikel 19a FZV sowie in 
Artikel 5 BVV3 auf Artikel 49a BVV2 und dem dortigen Verweis auf Artikel 48f – 48l BVV2. Diese 
Artikel sind somit von den Freizügigkeitseinrichtungen und Säule-3a-Stiftungen genauso zu 
beachten, wie die Vorschriften zur Loyalität in der Vermögensverwaltung unter dem bis 31. Juli 
2011 geltenden Recht.  

 
Rechtsprechung 

817 Konkubinat und Hinterlassenenrente: Begriffe “Lebensgemeinschaft“ und “gemeinsamer 
Haushalt“ 

(Hinweis auf ein Urteil des Bundesgerichts vom 14. September 2011, 9C_902/2010; Entscheid in 
deutscher Sprache) 

(Art. 20a Abs. 1 BVG, Art. 49 Abs. 2 Ziff. 3 BVG und Art. 89bis Abs. 6 Ziff. 3 ZGB) 

Nach Art. 20a Abs. 1 BVG kann die Vorsorgeeinrichtung in ihrem Reglement neben den 
Anspruchsberechtigten nach den Artikeln 19 (überlebender Ehegatte) und 20 (Waisen) begünstigte 
Personen für die Hinterlassenenleistungen vorsehen, u.a. natürliche Personen, die vom Versicherten 
in erheblichem Masse unterstützt worden sind, oder die Person, die mit diesem in den letzten fünf 
Jahren bis zu seinem Tod ununterbrochen eine Lebensgemeinschaft geführt hat oder die für den 
Unterhalt eines oder mehrerer gemeinsamer Kinder aufkommen muss (lit. a). 

Gemäss Art. 22 Ziff. 2 Satz 1 "Kassenreglement und Bestimmungen für die zusätzliche Vorsorge" der 
Beschwerdegegnerin in der vom 1. Januar 2007 bis 31. Dezember 2008 gültig gewesenen Fassung 
(nachfolgend: Vorsorgereglement) besteht ein Anspruch auf eine Partnerrente beim Tod einer 
versicherten Person ebenfalls bei einem Konkubinatsverhältnis, sofern unmittelbar vor dem Tod 
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während mindestens fünf Jahren ununterbrochen ein gemeinsamer Haushalt geführt wurde und der 
Tod vor dem ordentlichen Rücktrittsalter eintritt. 

Der Anspruch auf eine Partnerrente setzt gemäss Art. 22 Ziff. 2 Satz 1 des Vorsorgereglements u.a. 
einen unmittelbar vor dem Tod während mindestens fünf Jahren ununterbrochen geführten 
gemeinsamen Haushalt voraus. Dabei handelt es sich um ein im Gesetz nicht vorgesehenes 
Erfordernis. Das Bundesgericht hat offengelassen, ob die Begünstigungsordnung nach Art. 20a Abs. 1 
BVG zusätzliche materielle Voraussetzungen verträgt in dem Sinne, dass der grundsätzlich zu 
begünstigende Personenkreis (etwa Personen, die mit dem Versicherten in den letzten fünf Jahren bis 
zu seinem Tod ununterbrochen eine Lebensgemeinschaft geführt haben) als solcher eingeengt wird 
(vgl. BGE 136 V 127 E. 4.4-4.6 S. 130 f.). 

Aus den Gesetzesmaterialien ergibt sich insoweit klar das mit der Schaffung von Art. 20a BVG 
verfolgte Ziel der Besserstellung der Lebenspartner und gleichzeitig der Vereinheitlichung des 
Begünstigtenkreises für Hinterlassenenleistungen im überobligatorischen Bereich (BGE 136 V 127 E. 
4.3 S. 129 mit Hinweisen). Dieser Zielsetzung widerspricht nicht, wenn eine Vorsorgeeinrichtung nicht 
alle der in Art. 20a Abs. 1 lit. a BVG aufgezählten Personenkategorien begünstigen will und den Kreis 
der Anspruchsberechtigten enger fasst als im Gesetz umschrieben, insbesondere von einem 
restriktiveren Begriff der Lebensgemeinschaft ausgeht. Entscheidend ist, dass die Begünstigung der in 
Art. 20a Abs. 1 BVG genannten Personen zur weitergehenden beruflichen Vorsorge gehört (Art. 49 
Abs. 2 Ziff. 3 BVG und Art. 89bis Abs. 6 Ziff. 3 ZGB). Die Vorsorgeeinrichtungen sind somit frei zu 
bestimmen, ob sie überhaupt und für welche dieser Personen sie Hinterlassenenleistungen vorsehen 
wollen. Zwingend zu beachten sind lediglich die in lit. a-c dieser Bestimmung aufgeführten 
Personenkategorien sowie die Kaskadenfolge (BGE 136 V 127 E. 4.4 S. 130; 134 V 369 E. 6.3.1 S. 
378). Umso mehr muss es den Vorsorgeeinrichtungen daher grundsätzlich erlaubt sein, etwa aus 
Gründen der Rechtssicherheit (Beweis anspruchsbegründender Umstände) oder auch im Hinblick auf 
die Finanzierbarkeit der Leistungen, den Kreis der zu begünstigenden Personen enger zu fassen als 
im Gesetz umschrieben. Dabei sind indessen das Gebot der Rechtsgleichheit und das 
Diskriminierungsverbot, welche verfassungsmässigen Garantien auch im überobligatorischen Bereich 
gelten (vgl. BGE 134 V 369 E. 6.2 S. 375; 134 V 223 E. 3.1 S. 228 mit Hinweisen), zu beachten. 

Mit dem Erfordernis eines unmittelbar vor dem Tod während mindestens fünf Jahren ununterbrochen 
geführten gemeinsamen Haushalts stellt Art. 22 Ziff. 2 Satz 1 des Vorsorgereglements somit eine 
grundsätzlich zulässige weitere Voraussetzung für den Anspruch auf eine Partnerrente auf. Wie schon 
die Vorinstanz zutreffend erkannt hat, kann indessen nicht eine ständige ungeteilte 
Wohngemeinschaft an einem festen Wohnort verlangt werden. Ein solches Verständnis trüge den 
gewandelten gesellschaftlichen Verhältnissen und wirtschaftlichen Gegebenheiten nicht Rechnung. 
Oft können Lebenspartner aus beruflichen, gesundheitlichen oder anderen schützenswerten Gründen 
nicht die ganze Zeit, beispielsweise nur während eines Teils der Woche, zusammenwohnen. 
Massgebend muss sein, dass die Lebenspartner den manifesten Willen haben, ihre 
Lebensgemeinschaft, soweit es die Umstände ermöglichen, als ungeteilte Wohngemeinschaft im 
selben Haushalt zu leben (vgl. BGE 134 V 369 E. 7.1 S. 379 f.). In diesem Sinne kann der 
vorinstanzlichen Auffassung, wonach bei einer Unterbrechung von mehr als drei Monaten per se nicht 
mehr von einem ununterbrochen gemeinsam geführten Haushalt gemäss Art. 22 Ziff. 2 des 
Vorsorgereglements gesprochen werden könne (vorne E. 2.1), nicht beigepflichtet werden. 

Unter dem Begriff der Lebensgemeinschaft im Sinne von Art. 20a Abs. 1 lit. a BVG ist eine 
Verbindung von zwei Personen gleichen oder verschiedenen Geschlechts zu verstehen, welcher 
grundsätzlich Ausschliesslichkeitscharakter zukommt, sowohl in geistig-seelischer als auch in 
körperlicher und wirtschaftlicher Hinsicht. Dabei müssen diese Merkmale nicht kumulativ gegeben 
sein. Insbesondere ist weder eine ständige ungeteilte Wohngemeinschaft notwendig, noch dass eine 
Partei von der anderen massgeblich unterstützt worden war. Entscheidend ist, ob aufgrund einer 
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Würdigung sämtlicher Umstände von der Bereitschaft beider Partner, einander Beistand und 
Unterstützung zu leisten, wie es Art. 159 Abs. 3 ZGB von Ehegatten fordert, auszugehen ist (BGE 134 
V 369 E. 6.1.1 sowie E. 7 Ingress und E. 7.1 S. 374 ff.). Für eine im dargelegten Sinne gefestigte 
Lebensgemeinschaft spricht namentlich, wenn die Partner zusammen mit einem gemeinsamen Kind 
wohnen (BGE 134 I 313 E. 5.5 in fine S. 319). 

In Würdigung der gesamten Akten ist gerade auch in Berücksichtigung der besonderen Umstände 
(Alter der Beschwerdeführerin, aufenthaltsrechtlicher Status des verstorbenen Versicherten) davon 
auszugehen, dass nach der abgebrochenen ersten Schwangerschaft im Sommer 2002 die Beziehung 
zwischen der Beschwerdeführerin und dem Versicherten sich gefestigt und spätestens seit Juni 2003 
die für eine Lebensgemeinschaft erforderliche Intensität erreicht hatte. Die Grundvoraussetzung für 
eine Partnerrente nach Art. 22 Ziff. 2 des Vorsorgereglements eines unmittelbar vor dem Tod des 
Versicherten am 8. Juni 2008 mindestens fünf Jahre ununterbrochen dauernden 
Konkubinatsverhältnisses ist somit gegeben. 

Die Frage eines ununterbrochen während fünf Jahren geführten gemeinsamen Haushalts ist eine 
Tatfrage. Diesbezügliche Feststellungen der Vorinstanz sind für das Bundesgericht somit verbindlich, 
sofern sie nicht offensichtlich unrichtig sind oder auf einer Rechtsverletzung im Sinne von Art. 95 BGG 
beruhen (Art. 105 Abs. 1 und 2 BGG) und wenn die Behebung des Mangels für den Ausgang des 
Verfahrens entscheidend sein kann (Art. 97 Abs. 1 BGG). Dagegen ist frei überprüfbare Rechtsfrage, 
ob die Vorinstanz von einem richtigen Verständnis der Begriffe "ununterbrochen" und "gemeinsamer 
Haushalt" ausgegangen ist (BGE 134 V 369 E. 2 S. 371; 131 II 680 E. 2.2 S. 683, vgl. zur Auslegung 
von Reglementen privater Vorsorgeeinrichtungen BGE 134 V 223 E. 3.1 S. 228 und 134 V 369 E. 6.2 
S. 375). 

Im Übrigen kann es für die Frage eines gemeinsamen Haushaltes bei einem zeitgemässen 
Verständnis ohnehin nicht darauf ankommen, ob die Partner in einem Ferienhaus wohnen oder in 
Untermiete oder sich zusammen (längere Zeit) auf Reisen begeben. 

Weiter steht mit Bezug auf die von der Vorinstanz als sporadisch bezeichneten Einreisen und 
Aufenthalte in der Schweiz aufgrund der Akten fest, dass der Versicherte nach der Geburt des 
gemeinsamen Sohnes mindestens zweimal wieder in sein Heimatland zurückkehrte. Dabei wurde er 
indessen jeweils von der Beschwerdeführerin begleitet. Von einem fehlenden gemeinsamen Haushalt 
in diesen Zeitabschnitten kann jedenfalls nicht gesprochen werden, wird ein gemeinsamer Haushalt 
doch nicht dadurch aufgehoben, dass sich die daran Beteiligten auf Reisen begeben. Der Umstand 
sodann, dass der Versicherte bis zum Erhalt der Aufenthaltsbewilligung nach der Anerkennung der 
Vaterschaft nach Ablauf der Arbeitsbewilligung jeweils die Schweiz verlassen musste, war einzig 
fremdenpolizeirechtlich begründet. Damit wird der aus den gesamten ersichtlichen Umständen sich 
aufdrängende Schluss nicht entkräftet, dass die Beschwerdeführerin und ihr verstorbener Partner vor- 
und nachher tatsächlich miteinander unter einem Dach zusammenlebten. Dabei kann es auf dessen 
Form und Ausprägung nicht entscheidend ankommen, richtet sich doch das Vorsorgereglement als 
vorformulierter Vertragsinhalt an einen unbestimmten Adressatenkreis, in dem die verschiedensten 
Arten gemeinsamen Haushaltens sozial üblich sind, vom fest etablierten Wohnen in den eigenen vier 
Wänden bis zur Lebensgemeinschaft, wie sie hier von einem jungen Paar wechselnden Aufenthalts, 
zum Teil auf Reisen und mit Unterbrüchen, insgesamt aber auf einem klar ersichtlichen und 
durchgehenden Hintergrund gemeinsamen Zusammenwohnens gestaltet wurde. 

Nach dem Gesagten ist das Erfordernis eines unmittelbar vor dem Tod des Versicherten während 
mindestens fünf Jahren ununterbrochen geführten gemeinsamen Haushalts nach Art. 22 Ziff. 2 des 
Vorsorgereglements für den Anspruch auf eine Partnerrente zu bejahen. 

Dem Einwand der Beschwerdegegnerin, mit dem vorhandenen Altersguthaben von Fr. 3'357.80 könne 
die Partnerrente nicht finanziert werden, ist entgegenzuhalten, dass die Finanzierbarkeit dieser 
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Leistung keine Anspruchsvoraussetzung darstellt. Es ist Sache der Vorsorgeeinrichtung, das 
diesbezügliche Risiko im Voraus zu berechnen und entsprechende Beiträge zu erheben, ganz 
abgesehen von den Möglichkeiten reglementarischer Leistungsbeschränkungen, z.B. altersmässiger 
Eingrenzungen, wie sie bei Hinterlassenenleistungen weit verbreitet sind. 

 
818 Die Barauszahlung eines geringfügigen Betrages (Art. 5 Abs. 1 lit. c FZG) verhindert die 

Teilung der Austrittsleistungen bei Scheidung nicht 

(Hinweis auf ein Urteil des Bundesgerichts vom 12. Oktober 2011, 9C_515/2011; Entscheid in 
französischer Sprache) 

(Art. 122 ZGB, 5 und 22 FZG) 

Das Bezirksgericht des Bezirkes Z. sprach die Scheidung der Eheleute C. und S. aus, ordnete die 
Übertragung der BVG-Guthaben gemäss Art. 122 ZGB an und überwies die Sache für die Festlegung 
der Höhe des zu übertragenden Freizügigkeitsbetrages an den Sozialversicherungsgerichtshof des 
Kantonsgerichts des Kantons Freiburg. Dieses erliess jedoch einen Nichteintretensentscheid mit der 
Begründung, dass eine während der Ehe erfolgte Barauszahlung die Teilung der Austrittsleistungen 
gemäss Art. 122 ZGB ausschliesse, und wies die Sache zur Festlegung einer angemessenen 
Entschädigung (Art. 124 ZGB) ans Bezirksgericht zurück. 

Gegen diesen Nichteintretensentscheid führte das BSV Beschwerde. Es argumentierte, dass eine 
während der Ehe auf der Grundlage von Art. 5 Abs. 1 lit. c FZG erfolgte Barauszahlung (es handelt 
sich um einen Betrag in der bescheidenen Höhe von Fr. 537.-) an die Ehefrau die Teilung der 
verbleibenden Vorsorgeguthaben der Ex-Ehegatten nicht verhindere. 

Das Bundesgericht heisst die Beschwerde gut. Die 1996 an die Beschwerdegegnerin ausgerichtete 
Barauszahlung von Fr. 537.- verunmöglicht es technisch nicht, die bei Vorsorgeeinrichtungen 
gelegenen Austrittsleistungen der Ex-Ehegatten in der hundertfachen Höhe (konkret Fr. 48'640.70 für 
den Ex-Ehemann und Fr. 5'250.20 für die Ex-Ehefrau) zu teilen. Eine Barauszahlung gemäss Art. 5 
Abs. 1 lit. c FZG, welche der beruflichen Vorsorge nur unbedeutende Beträge entzieht, rechtfertigt 
effektiv die Anwendung von Art. 124 ZGB anstelle des Grundsatzes der vom Gesetzgeber in Art. 122 
ZGB vorgesehenen hälftigen Teilung nicht. Eine solche Auszahlung, welche die Austrittsleistungen 
der Ehegatten im Sinne von Art. 122 bis 124 ZGB nicht entscheidend vermindert, ist bei der Regelung 
der Ansprüche im Bereich der beruflichen Vorsorge unter den Ehegatten im Rahmen der Scheidung 
nicht zu berücksichtigen und fällt nicht in den Anwendungsbereich dieser Bestimmungen. Der hier 
beurteilte Fall unterscheidet sich jedoch von BGE 127 III 433, wo der Ehemann eine Barauszahlung 
erhalten hatte, um eine selbständige Erwerbstätigkeit aufzunehmen (Art. 5 Abs. 1 lit. b FZG), und im 
Zeitpunkt der Scheidung offenbar nicht mehr über eine Austrittsleistung bei einer Vorsorgeeinrichtung 
verfügte, weshalb eine Teilung der Austrittsleistungen nicht möglich war. 

Das kantonale Gericht durfte demzufolge die Vollstreckung des Scheidungsurteils nicht verweigern. 
Die Sache wird an dieses zurückgewiesen, damit es auf die Teilung der Vorsorgeguthaben eintritt und 
das Scheidungsurteil vollstreckt. 
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819 Anspruch der geschiedenen Ehegatten auf Hinterlassenenleistungen bei befristeten 
Unterhaltszahlungen im Scheidungsurteil 

(Hinweis auf ein Urteil des Bundesgerichts vom 6. September 2011, 9C_35/2011; zur Publikation 
vorgesehen; Entscheid in deutscher Sprache) 

(Art. 19 Abs. 3 BVG und Art. 20 Abs. 1 BVV 2) 

Gestützt auf die Delegationsnorm von Art. 19 Abs. 3 BVG hat der Bundesrat in Art. 20 BVV2 
Bestimmungen über den Anspruch der geschiedenen Ehegatten auf Hinterlassenenleistungen 
erlassen. Danach ist der geschiedene Ehegatte nach dem Tod seines früheren Ehegatten der Witwe 
oder dem Witwer gleichgestellt, sofern die Ehe mindestens zehn Jahre gedauert hat (lit. a) und dem 
geschiedenen Ehegatten im Scheidungsfall eine Rente oder eine Kapitalabfindung für eine 
lebenslängliche Rente zugesprochen wurde (lit. b). 

Streitig und zu prüfen ist der Anspruch der Beschwerdegegnerin auf eine Witwenrente. Unbestritten 
ist, dass sie die Voraussetzung für einen Witwenrentenanspruch nach lit. a der genannten 
Bestimmung erfüllt. Hingegen steht in Frage, ob als Voraussetzung der zugesprochenen Rente nach 
lit. b befristete Unterhaltszahlungen genügen, wie sie der Beschwerdegegnerin im Scheidungsurteil 
bis September 2018 zugesprochen worden waren oder ob eine lebenslängliche Rente vorausgesetzt 
ist. 

Ausgangspunkt jeder Auslegung bildet der Wortlaut. Ist der Text nicht klar und sind verschiedene 
Interpretationen möglich, muss nach seiner wahren Tragweite gesucht werden unter Berücksichtigung 
aller Auslegungselemente. Abzustellen ist dabei namentlich auf die Entstehungsgeschichte, auf den 
Zweck der Norm, die ihr zugrunde liegenden Wertungen und ihre Bedeutung im Kontext mit anderen 
Bestimmungen. Die Materialien sind zwar nicht unmittelbar entscheidend, dienen aber als Hilfsmittel, 
um den Sinn der Norm zu erkennen. Das Bundesgericht hat sich bei der Auslegung von Erlassen 
stets von einem Methodenpluralismus leiten lassen und nur dann allein auf das grammatikalische 
Element abgestellt, wenn sich daraus zweifelsfrei die sachlich richtige Lösung ergab (BGE 135 II 78 E. 
2.2 S. 81; 135 V 153 E. 4.1 S. 157, 249 E. 4.1 S. 252; 134 I 184 E. 5.1 S. 193; 134 II 249 E. 2.3 S. 
252). 

Zunächst ist der sprachliche Sinn des Passus "eine Rente oder eine Kapitalabfindung für eine 
lebenslängliche Rente" in Art. 20 Abs. 1 lit. b BVV 2 zu ermitteln. Aus dem Sprachsinn ergibt sich 
nicht, dass der Begriff "lebenslänglich" auch für die Rente zu gelten hat. Nach der Satzstellung und 
dem allgemeinen Sprachgebrauch ist vielmehr davon auszugehen, dass "lebenslänglich" gerade nur 
für die Kapitalabfindung gilt und es sich bei der Rente demzufolge nicht um eine lebenslängliche 
handeln muss, zumal ansonsten der Passus anders hätte formuliert werden können ("eine 
lebenslängliche Rente und eine Kapitalabfindung für eine solche..." oder ähnliches). Das gleiche gilt 
für die französische Fassung ("b. qu'il ait bénéficié, en vertu du jugement de divorce, d'une rente ou 
d'une indemnité en capital en lieu et place d'une rente viagère"). 

Auch aus der Entstehungsgeschichte lässt sich nicht ableiten, dass entgegen dem Wortlaut von einer 
lebenslänglichen Rente als Voraussetzung auszugehen wäre. Vielmehr führt das BSV in der 
Mitteilung Nr. 1 über die berufliche Vorsorge vom 24. Oktober 1986 aus, Art. 20 BVV2 verfolge den 
Zweck, den sog. Versorgerschaden auszugleichen, den die geschiedene Frau durch den Wegfall 
dieser Unterhaltsbeiträge erlitten habe.  

Dass ein Versorgerschaden Voraussetzung sein soll für einen Anspruch auf Hinterlassenenleistungen, 
hat das Bundesgericht in mehreren Urteilen festgehalten (BGE 134 V 208 E. 4.3.4 S. 220 und E. 6 S. 
222, B 6/99 E. 3a, B 30/93 E. 3a). Diesen Grundgedanken hatte auch das BSV im Kommentar zum 
Entwurf der BVV2 vom 9. August 1983, S. 27, zum Ausdruck gebracht (vgl. hiezu SVR 1994 BVG Nr. 
8 S. 21, Urteil B 10/93 vom 28. Februar 1994). 

http://relevancy.bger.ch/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=soz&query_words=9C_35%2F2011&rank=1&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F06-09-2011-9C_35-2011&number_of_ranks=2�
http://relevancy.bger.ch/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&query_words=9C_35%2F2011&rank=0&azaclir=aza&highlight_docid=atf%3A%2F%2F135-II-78%3Ade&number_of_ranks=0#page78�
http://relevancy.bger.ch/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&query_words=9C_35%2F2011&rank=0&azaclir=aza&highlight_docid=atf%3A%2F%2F135-V-153%3Ade&number_of_ranks=0#page153�
http://relevancy.bger.ch/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&query_words=9C_35%2F2011&rank=0&azaclir=aza&highlight_docid=atf%3A%2F%2F134-I-184%3Ade&number_of_ranks=0#page184�
http://relevancy.bger.ch/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&query_words=9C_35%2F2011&rank=0&azaclir=aza&highlight_docid=atf%3A%2F%2F134-II-249%3Ade&number_of_ranks=0#page249�
http://www.bsv.admin.ch/vollzug/documents/view/2514/lang:deu/category:67�
http://relevancy.bger.ch/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&query_words=9C_35%2F2011&rank=0&azaclir=aza&highlight_docid=atf%3A%2F%2F134-V-208%3Ade&number_of_ranks=0#page208�
http://www.bsv.admin.ch/themen/vorsorge/00039/02611/index.html?lang=de&download=NHzLpZeg7t,lnp6I0NTU042l2Z6ln1acy4Zn4Z2qZpnO2Yuq2Z6gpJCDe3x6hGym162epYbg2c_JjKbNoKSn6A--�
http://www.bsv.admin.ch/themen/vorsorge/00039/02611/index.html?lang=de&download=NHzLpZeg7t,lnp6I0NTU042l2Z6ln1acy4Zn4Z2qZpnO2Yuq2Z6gpJCDe3x6hGym162epYbg2c_JjKbNoKSn6A--�
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Wie bereits ausgeführt, bezweckt die (BVG-)Hinterlassenenrente für geschiedene Ehegatten den 
Ersatz des Versorgerschadens. Dass gerade dies jedoch dafür ausschlaggebend sein soll, dass eine 
lediglich befristet zugesprochene Unterhaltsrente als Anspruchsvoraussetzung nicht genügt, ist nicht 
stichhaltig. Es leuchtet nicht ein, weshalb ein Versorgerschaden nur bei einer lebenslänglichen 
Unterhaltsrente (und bei einer Kapitalabfindung für eine lebenslängliche Rente) entstehen sollte. 
Dabei ist überdies zu beachten, dass es früher üblicher war, unbefristete Renten zuzusprechen, im 
Gegensatz zu heute. 

Die Differenzierung zwischen lebenslänglich und nicht lebenslänglich macht im Zusammenhang mit 
dem Versorgerschaden nur bei der Kapitalabfindung wirklich einen Sinn, da grundsätzlich derjenige, 
der eine Kapitalabfindung erhält, gar keinen Versorgerschaden erleidet. Mit der Abfindung soll gerade 
das Risiko des Todes des Leistungsverpflichteten ausgeschaltet werden. 

Zusammenfassend ergibt damit die Auslegung von Art. 20 Abs. 1 BVV2 unter grammatikalischen, 
entstehungsgeschichtlichen und teleologischen Gesichtspunkten, dass auch eine befristet 
zugesprochene Unterhaltsleistung als Voraussetzung für den Anspruch auf Witwenrente der 
beruflichen Vorsorge genügt. 

 
820 Besteuerung von gesetzeswidrig ausbezahlten Kapitalleistungen der 2. Säule  

(Hinweis auf ein Urteil des Bundesgerichts vom 7. Juni 2011; 2C_156/2010; Entscheid in deutscher 
Sprache) 

(Art. 38 DBG) 

Das Bundesgericht hat nachträglich die Barauszahlung der 2. Säule an eine Person, welche erklärt 
hatte, sie wolle sich selbständig machen, kontrolliert. Bevor es sich zur Besteuerung dieser 
Barauszahlung äusserte, überprüfte es, ob die Barauszahlung den gesetzlichen Voraussetzungen 
entsprach. Dabei erklärte das Bundesgericht zwar die Barauszahlung nicht für nichtig, aber es 
ahndete sie doch steuerlich mit der Begründung, dass die Barauszahlung gewährt worden sei, ohne 
dass die gesetzlichen Bedingungen erfüllt waren. Gemäss Bundesgericht kann die streitige 
Auszahlung nicht von der privilegierten und gesonderten Besteuerung gemäss Art. 38 DBG 
profitieren, da die Person im konkreten Fall gar nicht eine selbständige Erwerbstätigkeit ausübte. 
Dieser Rechtsprechung zufolge unterliegt eine Barauszahlung/Kapitalleistung, welche sich als 
gesetzeswidrig erweist, zusammen mit den restlichen Einkommen der ordentlichen Veranlagung.    

Folgen dieses Entscheides: 

Aufgrund dieses Entscheides müssen die Vorsorgeeinrichtungen noch verstärkt darauf achten, dass 
die Auszahlungen an ihre Versicherten die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllen. So verschonen sie 
ihre Versicherten vor bösen Überraschungen bei der steuerlichen Veranlagung solcher Auszahlungen. 
Es ist an den Vorsorgeeinrichtungen, alle Umstände des Einzelfalls genau zu untersuchen und die 
Gesetzmässigkeit von Barauszahlungen, Vorbezügen für das Wohneigentum und anderen 
Kapitalleistungen zu prüfen (vgl. Mitteilungen über die berufliche Vorsorge Nr. 25 Rz 153 und Nr. 78 
Rz 463). Andererseits ist übertriebener Formalismus auch fehl am Platz, da nur Fälle steuerlich 
sanktioniert werden, welche die gesetzlichen Bedingungen offensichtlich verletzen: Wenn 
beispielsweise eine versicherte Person ein paar Tage nach Ablauf der reglementarischen Frist ein 
Gesuch auf Auszahlung stellt, sollte dies, sofern keine offensichtliche Gesetzesverletzung vorliegt, 
keine steuerlichen Sanktionen nach sich ziehen. 

 

http://relevancy.bger.ch/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&query_words=2C_156%2F2010&rank=1&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F07-06-2011-2C_156-2010&number_of_ranks=1�
http://www.bsv.admin.ch/vollzug/documents/view/2669/lang:deu/category:67�
http://www.bsv.admin.ch/vollzug/documents/view/2557/lang:deu/category:67�
http://www.bsv.admin.ch/vollzug/documents/view/2557/lang:deu/category:67�
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Anhang 

• Neue Tabelle ab 1. Januar 2012 zur Berechnung des grösstmöglichen 3a-Guthabens (nach 
Art. 60a Abs. 2 BVV 2 und Art. 7 Abs. 1 Bst. a BVV3) nach Jahrgang 

• Wichtige Masszahlen 2012 im Bereich der beruflichen Vorsorge 

• Wichtige Masszahlen 1985-2012 im Bereich der beruflichen Vorsorge 

• Tabellen 2012 BVG-Altersguthaben 

• Anpassungssatz für die BVG-Risikorenten, in Prozent 
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Tabelle zur Berechnung des grösstmöglichen 3a-Guthabens (nach Art. 60a 
Abs. 2 BVV 2 und Art. 7 Abs. 1 Bst. a BVV 3) nach Jahrgang
(Beginn am 1. Januar des Jahres, in dem das 25. Altersjahr vollendet wird)

Stand
31. Dez.

Stand
31. Dez.

Stand
31. Dez.

Stand
31. Dez.

Stand
31. Dez.

Stand
31. Dez.

Stand
31. Dez.

Stand
31. Dez.

2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012

1962 u. früher 1987 140'397 150'099 160'216 170'987 180'973 191'158 201'663 211'370
1963 1988 132'315 141'815 151'725 162'263 172'074 182'081 192'405 201'973
1964 1989 124'220 133'517 143'220 153'524 163'160 172'989 183'131 192'560
1965 1990 116'436 125'539 135'042 145'121 154'589 164'247 174'214 183'509
1966 1991 108'452 117'356 126'655 136'503 145'799 155'281 165'068 174'226
1967 1992 100'776 109'487 118'590 128'216 137'346 146'659 156'274 165'300
1968 1993 92'472 100'976 109'865 119'252 128'203 137'333 146'761 155'645
1969 1994 84'134 92'429 101'105 110'250 119'021 127'967 137'209 145'949
1970 1995 76'116 84'211 92'681 101'595 110'192 118'962 128'024 136'626
1971 1996 68'160 76'056 84'322 93'006 101'432 110'027 118'909 127'375
1972 1997 60'510 68'215 76'285 84'748 93'009 101'435 110'146 118'480
1973 1998 52'965 60'481 68'358 76'603 84'701 92'961 101'502 109'706
1974 1999 45'710 53'044 60'735 68'771 76'712 84'812 93'190 101'270
1975 2000 38'663 45'821 53'332 61'164 68'953 76'898 85'118 93'077
1976 2001 31'887 38'876 46'213 53'849 61'492 69'288 77'356 85'198
1977 2002 25'210 32'033 39'198 46'641 54'140 61'789 69'707 77'434
1978 2003 18'790 25'452 32'453 39'711 47'071 54'578 62'352 69'969
1979 2004 12'421 18'923 25'762 32'835 40'058 47'425 55'055 62'563
1980 2005 6'192 12'539 19'217 26'111 33'199 40'429 47'920 55'320
1981 2006 6'192 12'712 19'426 26'381 33'475 40'826 48'120
1982 2007 6'365 12'905 19'729 26'690 33'906 41'096
1983 2008 6'365 13'058 19'885 26'965 34'052
1984 2009 6'566 13'263 20'211 27'196
1985 2010 6'566 13'379 20'262
1986 2011 6'682 13'464
1987 2012 6'682

Für einen anderen Stand als den 31. Dezember, von den Angaben der nächstgelegenen 
31. Dezember aus interpolieren.

Berechnungsgrössen

Jahr 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012
Gutschrift 6'192 6'192 6'365 6'365 6'566 6'566 6'682 6'682
Zinssatz 2.50% 2.50% 2.50% 2.75% 2.00% 2.00% 2.00% 1.50%

Geburtsjahr Beginn
1. Jan.
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Wichtige Masszahlen im Bereich der beruflichen Vorsorge 
MARIE-CLAUDE SOMMER, Bereich Mathematik 

 2011 2012 
BVG-Rücktrittsalter: 65 

(Männer 1946 

geboren) 

64 

(Frauen 1947 

geboren) 

65 
(Männer 1947 

geboren) 

64 

(Frauen 1948 

geboren) 

 1. Jährliche AHV-Altersrente 

Minimale 13'920 13'920 

Maximale 27'840 27'840 

 2. Lohndaten der Aktiven (historische Daten) 

Eintrittsschwelle; minimaler Jahreslohn 20'880 20'880 

Koordinationsabzug 24'360 24'360 

Max. versicherter Jahreslohn in der obligatorischen BV 83'520 83'520 

Min. koordinierter Jahreslohn  3'480 3'480 

Max. koordinierter Jahreslohn  59'160 59'160 

Max. in der beruflichen Vorsorge versicherbarer Jahreslohn  835'200 835'200 

 3. BVG-Altersguthaben (AGH) 

BVG-Mindestzinssatz (historische Daten) 2,00% 1,50% 

Min. AGH im BVG-Rücktrittsalter 17'012 17'730 17'540 18'259 

 in % des koordinierten Lohnes 488,9% 509,5% 504,0% 524,7% 

Max. AGH im BVG-Rücktrittsalter 276'686 288'171 285'825 297'323 

 in % des koordinierten Lohnes 467,7% 487,1% 483,1% 502,6% 

     

     

 4. BVG-Altersrente und anwartschaftliche (anw.) BVG-Hinterlassenenrenten 

Renten-Umwandlungssatz in % des AGH im BVG-Rentenalter  6,95% 6,90% 6,90% 6,85% 

Min. jährliche Altersrente im BVG-Rücktrittsalter 1'182 1'223 1'210 1'251 

 in % des koordinierten Lohnes 34,0% 35,1% 34,8% 35,9% 

Min. anw. jährliche Witwenrente, Witwerrente 709 734 726 750 

Min. anw. jährliche Waisenrente 236 245 242 250 

Max. jährliche Altersrente im BVG-Rücktrittsalter 19'230 19'884 19'722 20'367 

 in % des koordinierten Lohnes 32,5% 33,6% 33,3% 34,4% 

Max. anw. jährliche Witwenrente, Witwerrente 11'538 11'930 11'833 12'220 

Max. anw. jährliche Waisenrente  3'846 3'977 3'944 4'073 

 5. Barauszahlung der Leistungen 

Grenzbetrag des AGH für Barauszahlung 20'000 20'100 20'100 20'300 

     

     

 6. Teuerungsanpassung BVG-Risikorenten vor dem Rücktrittsalter (historische Daten) 

erstmals nach einer Laufzeit von 3 Jahren 2,3% - 

nach einer weiteren Laufzeit von 2 Jahren  - - 

nach einer weiteren Laufzeit von 1 Jahr  0,3% - 

 7. Beitrag Sicherheitsfonds BVG  
für Zuschüsse wegen ungünstiger Altersstruktur  0,07% 0,07% 

für Leistungen bei Insolvenz und für andere Leistungen  0,01% 0,01% 

Max. Grenzlohn für die Sicherstellung der Leistungen  125'280 125'280 

 8. Versicherung arbeitsloser Personen im BVG 

Eintrittsschwelle; minimaler Tageslohn 80,20 80,20 

Koordinationsabzug vom Tageslohn 93,55 93,55 

Max. Tageslohn 320,75 320,75 

Min. koordinierter Tageslohn  13,35 13,35 

Max. koordinierter Tageslohn  227,20 227,20 

9. Steuerfreier Grenzbetrag Säule 3a 

Oberer Grenzbetrag bei Unterstellung unter 2. Säule 6'682 6'682 

Oberer Grenzbetrag ohne Unterstellung unter 2. Säule 33'408 33'408 

Eidgenössisches Departement des Innern EDI 

Bundesamt für Sozialversicherungen BSV 
Mathematik, Analysen, Statistik 
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Wichtige Masszahlen im Bereich der beruflichen Vorsorge 
Die jährlichen Angaben seit 1985 sind auf der BSV-Homepage verfügbar: 

 http://www.bsv.admin.ch/dokumentation/zahlen/00093/00460/index.html?lang=de http://www.bsv.admin.ch/dokumentation/zahlen/00093/00460/index.html?lang=de 

   

Erläuterungen zu den Masszahlen 
   

 

Art. 

 1. Die minimale AHV-Altersrente entspricht der Hälfte der maximalen AHV-Altersrente. 34 AHVG 

 34 Abs. 3 AHVG 

  

 2. ArbeitnehmerInnen, die bei einem Arbeitgeber einen Jahreslohn beziehen, der den minimalen Lohn 

übersteigt, unterstehen ab 1. Januar nach Vollendung des 17. Altersjahres für die Risiken Tod und 

Invalidität, ab 1. Januar nach Vollendung des 24 Altersjahres auch für das Alter der obligatorischen 

Versicherung. Ab dem 1.1.2005, entspricht die Eintrittsschwelle 3/4 der max. AHV-Rente, der 

Koordinationsabzug 7/8, der minimale Koordinierter Lohn 1/8 und der maximale koordinierte Lohn 

17/8 der max. AHV-Rente. Der in den beruflichen Vorsorge versicherbare Lohn ist auf den zehnfachen 

maximalen versicherten Jahreslohn in der obligatorischen BV. 

2 BVG 

7 Abs. 1 und 2 BVG 

8 Abs. 1 BVG 

8 Abs. 2 BVG 

46 BVG 

79c BVG 

 

 3. Das Altersguthaben besteht aus den Altersgutschriften, die während der Zeit der Zugehörigkeit zu einer 

Pensionskasse angespart worden sind, und denjenigen, die von vorhergehenden Einrichtungen 

überwiesen wurden, sowie aus den Zinsen (Mindestzinssatz 4% von 1985 bis 2002, 3,25% im Jahr 

2003, 2,25% im Jahr 2004, 2,5% von 2005 bis 2007, 2,75% im Jahr 2008, 2% von 2009 bis 2011, 1,5% 

im Jahr 2012). 

 

 

 

15 BVG  

16 BVG 

12 BVV2 

13 Abs. 1 BVG 

62a BVV2 

 4. Die Altersrente wird in Prozent (Umwandlungssatz) des Altersguthabens berechnet, das der Versicherte 

bei Erreichen des Rentenalters erworben hat. Minimale bzw. Maximale Altersrente BVG : Leistungs-

anspruch einer versicherten Person, die seit 1985 ununterbrochen immer mit dem minimalen bzw. 

immer mit dem maximalen koordinierten Lohn versichert war. Die Witwenrente bzw. Witwerrente 

entspricht 60% der Altersrente und die Kinderrente 20% der Altersrente. Die anwartschaftlichen 

Risikoleistungen berechnen sich auf der Summe des erworbenen und des bis zum Rücktrittsalter 

projizierten Altersguthabens.  

14 BVG 

62c BVV2 und 

Übergangsbestim-

mungen Bst. a  

18, 19, 21, 22 BVG 

18, 20, 21, 22 BVG 

 

 

 

 

 5. Die VE kann anstelle der Rente eine Kapitalabfindung ausrichten, wenn die Alters- oder Invalidenrente 

bzw. die Witwen-, Witwer- oder Waisenrente weniger als 10 bzw. 6 oder 2 Prozent der Mindestalters-

rente der AHV beträgt. Seit 2005 kann der Versicherte ein Viertel seines Altersguthabens als Kapital 

verlangen. 

37 Abs. 3 BVG 

37 Abs. 2 BVG 

 

 6. Die obligatorischen Risikorenten müssen bei Männern bis zum Alter 65 und bei Frauen bis zum Alter 

62 (ab 2005 bis Alter 64) der Preisentwicklung angepasst werden. Dies geschieht erstmals nach einer 

Laufzeit von 3 Jahren zu Beginn des folgenden Kalenderjahres. Die Zeitpunkte der nachfolgenden 

Anpassungen entsprechen denjenigen der AHV-Renten. 

36 Abs. 1 BVG 

 

 

 

 7. Der Sicherheitsfonds stellt die über die gesetzlichen Leistungen hinausgehenden reglementarischen 

Leistungen von zahlungsunfähig gewordenen VE sicher, soweit diese Leistungen auf Vorsorgeverhält-

nissen beruhen, aber nur bis zu dem maximalen Grenzlohn (www.sfbvg.ch). 

14, 18 SFV 

15 SFV 

16 SFV 

56 Abs. 1c, 2 BVG 

 8. Seit dem 1.1.1997 unterstehen Bezüger von Taggeldern der Arbeitslosenversicherung für die Risiken 

Tod und Invalidität der obligatorischen Versicherung. Die in den Artikeln 2, 7 und 8 BVG festgehal-

tenen Grenzbeträge müssen in Tagesgrenzbeträge umgerechnet werden. Die Tagesgrenzbeträge erhält 

man, indem die Jahres-Grenzbeträge durch den Faktor 260,4 geteilt werden. 

2 Abs. 3 BVG 

 

 

40a AVIV 

 

9. Maximalbeträge gemäss der Verordnung über die steuerliche Abzugsberechtigung für Beiträge an 

anerkannte Vorsorgeformen: Gebundene Vorsorgeversicherungen bei Versicherungseinrichtungen und 

gebundene Vorsorgevereinbarungen mit Bankstiftungen. 

7 Abs. 1 BVV3 

 

 

http://www.bsv.admin.ch/dokumentation/zahlen/00093/00460/index.html?lang=de
http://www.bsv.admin.ch/dokumentation/zahlen/00093/00460/index.html?lang=de
http://www.bk.admin.ch/ch/d/sr/831_10/a34.html
http://www.bk.admin.ch/ch/d/sr/831_10/a34.html
http://www.bk.admin.ch/ch/d/sr/831_40/a2.html
http://www.bk.admin.ch/ch/d/sr/831_40/a7.html
http://www.bk.admin.ch/ch/d/sr/831_40/a2.html
http://www.bk.admin.ch/ch/d/sr/831_40/a8.html
http://www.bk.admin.ch/ch/d/sr/831_40/a8.html
http://www.bk.admin.ch/ch/d/sr/831_40/a46.html
http://www.admin.ch/ch/d/sr/831_40/a79c.html
http://www.bk.admin.ch/ch/d/sr/831_40/a15.html
http://www.bk.admin.ch/ch/d/sr/831_40/a16.html
http://www.bk.admin.ch/ch/d/sr/831_441_1/a12.html
http://www.bk.admin.ch/ch/d/sr/831_40/a13.html
http://www.bk.admin.ch/ch/d/sr/831_441_1/a62a.html
http://www.bk.admin.ch/ch/d/sr/831_40/a14.html
http://www.bk.admin.ch/ch/d/sr/831_441_1/a62c.html
http://www.bk.admin.ch/ch/d/sr/831_40/a18.html
http://www.bk.admin.ch/ch/d/sr/831_40/a19.html
http://www.bk.admin.ch/ch/d/sr/831_40/a21.html
http://www.bk.admin.ch/ch/d/sr/831_40/a22.html
http://www.bk.admin.ch/ch/d/sr/831_40/a18.html
http://www.bk.admin.ch/ch/d/sr/831_40/a20.html
http://www.bk.admin.ch/ch/d/sr/831_40/a21.html
http://www.bk.admin.ch/ch/d/sr/831_40/a22.html
http://www.bk.admin.ch/ch/d/sr/831_40/a37.html
http://www.bk.admin.ch/ch/d/sr/831_40/a37.html
http://www.bk.admin.ch/ch/d/sr/831_40/a36.html
http://www.bk.admin.ch/ch/d/sr/831_432_1/a14.html
http://www.bk.admin.ch/ch/d/sr/831_432_1/a18.html
http://www.bk.admin.ch/ch/f/rs/831_432_1/a15.html
http://www.bk.admin.ch/ch/d/sr/831_432_1/a16.html
http://www.bk.admin.ch/ch/d/sr/831_40/a56.html
http://www.bk.admin.ch/ch/d/sr/831_40/a2.html
http://www.admin.ch/ch/d/sr/837_02/a40a.html
http://www.bk.admin.ch/ch/d/sr/831_461_3/a7.html
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2. Lohndaten gemäss BVG in Franken (historische Daten) 

 

Jahr Schwellenwert 

Minimaler 

Lohn 

Koordinations-

abzug 

maximales 

rentenbildendes 

AHV-Jahres- 

BVG-koordinierter 

Jahreslohn 

   einkommen minimal maximal 

1985 16'560 16'560 49'680 2'070 33'120 

1986/1987 17'280 17'280 51'840 2'160 34'560 

1988/1989 18'000 18'000 54'000 2'250 36'000 

1990/1991 19'200 19'200 57'600 2'400 38'400 

1992 21'600 21'600 64'800 2'700 43'200 

1993/1994 22'560 22'560 67'680 2'820 45'120 

1995/1996 23'280 23'280 69'840 2'910 46'560 

1997/1998 23'880 23'880 71'640 2'985 47'760 

1999/2000 24'120 24'120 72'360 3'015 48'240 

2001/2002 24'720 24'720 74'160 3'090 49'440 

2003/2004 25'320 25'320 75'960 3'165 50'640 

2005/2006 19'350 22'575 77'400 3'225 54'825 

2007/2008 19'890 23'205 79'560 3'315 56'355 

2009/2010 20'520 23'940 82'080 3'420 58'140 

2011/2012 20'880 24'360 83'520 3'480 59'160 

 

Zurück 

 

 

 

3. BVG-Mindestzinssatz, in Prozent (historische Daten) 

 

Jahr BVG-

Mindestzinssatz 

 (in Prozent) 

1985-2002 4,00 

2003 3,25 

2004 2,25 

2005-2007 2,50 

2008 2,75 

2009-2011 2,00 

2012 1,50 

 

Zurück 

 



___________________________________________________ 

© 2011 by BSV/MAS/Math/Marie-Claude Sommer/Bern-CH 

6. Prozentsätze für die Teuerungsanpassung der BVG-Risikorenten  
(historische Daten) 

 

 

BVG-Teuerungssätze in Prozent nach einer Laufzeit von 
 

Jahr 
3 Jahren 2 Jahren 1 Jahr 

 1. Anpassung Nachfolgende Anpassung 

1985-1988 * * * 

1989 4.3 % * * 

1990 7.2 % * 3.4 % 

1991 11.9 % * * 

1992 15.9 % 12.1 % 5.7 % 

1993 16.0 % * 3.5 % 

1994 13.1 % * * 

1995 7.7 % 4.1 % 0.6 % 

1996 6.2 % * * 

1997 3.2 % 2.6 % 0.6 % 

1998 3.0 % * * 

1999 1.0 % 0.5 % 0.1 % 

2000 1.7 % * * 

2001 2.7 % 2.7 % 1.4 % 

2002 3.4 % * * 

2003 2.6 % 1.2 % 0.5 % 

2004 1.7 % * * 

2005 1.9 % 1.4 % 0.9 % 

2006 2.8 % * * 

2007 3.1 % 2.2 % 0.8 % 

2008 3.0 % * * 

2009 4.5 % 3.7 % 2.9 % 

2010 2.7 % * * 

2011 2.3 % - 0.3 % 

2012 - * * 

* die nachfolgende Anpassung der BVG-Risikorenten geschieht gleichzeitig mit der An- 

passung der AHV-Renten, welche in diesem Jahr nicht stattfindet. 

 

Zurück 
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Wichtige Masszahlen im Bereich der beruflichen Vorsorge
Marie-Claude Sommer, Bereich Mathematik MAS, Bundesamt für Sozialversicherungen, Bern

1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001
1 Jährl iche AHV-Altersrente F:62/M:65 F:63

Minimale 8'280 8'640 8'640 9'000 9'000 9'600 9'600 10'800 11'280 11'280 11'640 11'640 11'940 11'940 12'060 12'060 12'360 12'360 12'360
Maximale 16'560 17'280 17'280 18'000 18'000 19'200 19'200 21'600 22'560 22'560 23'280 23'280 23'880 23'880 24'120 24'120 24'720 24'720 24'720

2 Lohndaten
Eintrittsschwelle (minimaler Lohn) 16'560 17'280 17'280 18'000 18'000 19'200 19'200 21'600 22'560 22'560 23'280 23'280 23'880 23'880 24'120 24'120 24'720 24'720 24'720
Koordinationsabzug 16'560 17'280 17'280 18'000 18'000 19'200 19'200 21'600 22'560 22'560 23'280 23'280 23'880 23'880 24'120 24'120 24'720 24'720 24'720
Max. versicherter Jahreslohn in der obligatorischen BV 49'680 51'840 51'840 54'000 54'000 57'600 57'600 64'800 67'680 67'680 69'840 69'840 71'640 71'640 72'360 72'360 74'160 74'160 74'160
Minimaler koordinierter Jahreslohn 2'070 2'160 2'160 2'250 2'250 2'400 2'400 2'700 2'820 2'820 2'910 2'910 2'985 2'985 3'015 3'015 3'090 3'090 3'090
Maximaler koordinierter Jahreslohn 33'120 34'560 34'560 36'000 36'000 38'400 38'400 43'200 45'120 45'120 46'560 46'560 47'760 47'760 48'240 48'240 49'440 49'440 49'440
Max. in der beruflichen Vorsorge versicherbarer Jahreslohn - - - - - - - - - - - - - - - - - - -

3 BVG-Altersguthaben (AGH)
BVG-Mindestzinssatz 4.0% 4.0% 4.0% 4.0% 4.0% 4.0% 4.0% 4.0% 4.0% 4.0% 4.0% 4.0% 4.0% 4.0% 4.0% 4.0% 4.0% 4.0% 4.0%
Min. AGH im Rücktrittsalter 62/65 bzw 63 oder 64 269 561 972 1'416 1'878 2'385 2'912 3'514 4'162 4'836 5'553 6'237 6'957 7'671 8'423 9'198 10'010 10'859 10'966
  im Rücktrittsalter 62/65 bzw 63 oder 64 inkl. eEG (s. 4) 538 1'122 1'944 2'832 3'756 4'770 5'824 7'028 8'324 9'672 11'106 12'474 13'914 15'342 16'846 18'396 20'020 21'718 21'932
  in % des minimalen koordinierten Lohnes 26.0% 51.9% 90.0% 125.9% 166.9% 198.8% 242.7% 260.3% 295.2% 343.0% 381.6% 428.7% 466.1% 514.0% 558.7% 610.1% 647.9% 702.8% 709.8%
Max. AGH im Rücktrittsalter 62/65 bzw 63 oder 64 4'306 8'971 15'551 22'653 30'039 38'153 46'591 56'231 66'602 77'388 88'864 99'779 111'300 122'753 134'686 147'096 160'106 173'634 175'409
  in % des maximalen koordinierten Lohnes 13.0% 26.0% 45.0% 62.9% 83.4% 99.4% 121.3% 130.2% 147.6% 171.5% 190.9% 214.3% 233.0% 257.0% 279.2% 304.9% 323.8% 351.2% 354.8%

4 Ergänzungsgutschriften für Eintri ttsgeneration (eEG)
Unterer Grenzlohn für einmalige Ergänzungsgutschriften 6'680 6'970 6'970 7'260 7'260 7'740 7'740 8'700 9'120 9'120 9'360 9'360 9'600 9'600 9'720 9'720 9'960 9'960 9'960
  entspr. unterer Wert des AGH im Alter 62/65 bzw. 63, 64 870 1'812 3'138 4'572 6'060 7'692 9'390 11'334 13'434 15'618 17'928 20'106 22'428 24'756 27'162 29'670 32'298 35'034 35'382
Oberer Grenzlohn für einmalige Ergänzungsgutschriften 13'360 13'940 13'940 14'520 14'520 15'480 15'480 17'400 18'240 18'240 18'720 18'720 19'200 19'200 19'440 19'440 19'920 19'920 19'920
  entspr. oberer Wert des AGH im Alter 62/65 bzw. 63, 64 1'740 3'624 6'276 9'144 12'120 15'384 18'780 22'668 26'868 31'236 35'856 40'212 44'856 49'512 54'324 59'340 64'596 70'068 70'764

5 Altersrente und anwartschaftl iche Hinterlassenenrenten
BVG-Mindestumwandlungssatz 7.20% 7.20% 7.20% 7.20% 7.20% 7.20% 7.20% 7.20% 7.20% 7.20% 7.20% 7.20% 7.20% 7.20% 7.20% 7.20% 7.20% 7.20% >7.2%
Min. jährliche BVG-Altersrente im Alter 62/65 bzw. 63, 64 39 81 140 204 270 343 419 506 599 696 800 898 1'002 1'105 1'213 1'325 1'441 1'564 1'579
  in % des minimalen koordinierten Lohnes 1.9% 3.8% 6.5% 9.1% 12.0% 14.3% 17.5% 18.7% 21.2% 24.7% 27.5% 30.9% 33.6% 37.0% 40.2% 43.9% 46.6% 50.6% 51.1%
Min. anwartschaftliche jährliche BVG-Witwenrente 23 49 84 122 162 206 251 304 359 418 480 539 601 663 728 794 865 938 938
Min. anwartschaftliche jährliche BVG-Waisenrente 8 16 28 41 54 69 84 101 120 139 160 180 200 221 243 265 288 313 313
Max. jährliche BVG-Altersrente im Alter 62/65 bzw. 63, 64 310 646 1'120 1'631 2'163 2'747 3'355 4'049 4'795 5'572 6'398 7'184 8'014 8'838 9'697 10'591 11'528 12'502 12'629
  in % des maximalen koordinierten Lohnes 0.9% 1.9% 3.2% 4.5% 6.0% 7.2% 8.7% 9.4% 10.6% 12.3% 13.7% 15.4% 16.8% 18.5% 20.1% 22.0% 23.3% 25.3% 25.6%
Max. anwartschaftliche jährliche BVG-Witwenrente 186 388 672 979 1'298 1'648 2'013 2'429 2'877 3'343 3'839 4'310 4'808 5'303 5'818 6'355 6'917 7'501 7'501
Max. anwartschaftliche jährliche BVG-Waisenrente 62 129 224 326 433 549 671 810 959 1'114 1'280 1'437 1'603 1'768 1'939 2'118 2'306 2'500 2'500

6 Barauszahlung im Leistungsfal l
Grenzbetrag des AGH für Barauszahlung 11'500 12'000 12'000 12'500 12'500 13'300 13'300 15'000 15'700 15'700 16'200 16'200 16'600 16'600 16'800 16'800 17'100 17'100 17'100

7 Teuerungsanpassung der BVG-Risikorenten
Erstmals nach einer Laufzeit von 3 Jahren - - - - 4.3% 7.2% 11.9% 15.9% 16.0% 13.1% 7.7% 6.2% 3.2% 3.0% 1.0% 1.7% 2.7% 3.4% 3.4%
Nach einer weiteren Laufzeit von 2 Jahren - - - - - - - 12.1% - - 4.1% - 2.6% - 0.5% - 2.7% - -
Nach einer weiteren Laufzeit von 1 Jahr - - - - - 3.4% - 5.7% 3.5% - 0.6% - 0.6% - 0.1% - 1.4% - -

8 Beitrag Sicherheitsfonds BVG
Für Zuschüsse wegen ungünstiger Altersstruktur - - 0.20% 0.20% 0.20% 0.04% 0.04% 0.04% 0.04% 0.04% 0.04% 0.04% 0.06% 0.10% 0.10% 0.05% 0.05% 0.05% 0.05%
Für Leistungen bei Insolvenz und für andere Leistungen - - - - - - - - - - - - - - - 0.03% 0.03% 0.03% 0.03%
Max. Grenzlohn für die Sicherstellung der Leistungen - - - - - - - - - - - - 107'460 107'460 108'540 108'540 111'240 111'240 111'240

9 Versicherung arbeitloser Personen im BVG
Minimaler Tageslohn - - - - - - - - - - - - 91.70 91.70 92.60 92.60 94.90 94.90 94.90
Täglicher Koordinationsabzug - - - - - - - - - - - - 91.70 91.70 92.60 92.60 94.90 94.90 94.90
Maximaler Tageslohn - - - - - - - - - - - - 275.10 275.10 277.90 277.90 284.80 284.80 284.80
Minimaler versicherter (koordinierter) Tageslohn - - - - - - - - - - - - 11.50 11.50 11.60 11.60 11.90 11.90 11.90
Maximaler versicherter (koordinierter) Tageslohn - - - - - - - - - - - - 183.40 183.40 185.30 185.30 189.90 189.90 189.90

10 Steuerfreier Grenzbetrag Säule 3a
Oberer Grenzbetrag bei Unterstellung unter 2.Säule - - 4'147 4'320 4'320 4'608 4'608 5'184 5'414 5'414 5'587 5'587 5'731 5'731 5'789 5'789 5'933 5'933 5'933
Oberer Grenzbetrag ohne Unterstellung unter 2.Säule - - 20'736 21'600 21'600 23'040 23'040 25'920 27'072 27'072 27'936 27'936 28'656 28'656 28'944 28'944 29'664 29'664 29'664

2002



 

 2/2 

Eidgenössisches Departement des Innern EDI 

Bundesamt für Sozialversicherungen BSV 
Mathematik, Analysen, Statistik 

 

Wichtige Masszahlen im Bereich der beruflichen Vorsorge
Marie-Claude Sommer, Bereich Mathematik MAS, Bundesamt für Sozialversicherungen, Bern

1 Jährl iche AHV-Altersrente F:62/M:65 F:63 F:62/M:65 F:63 M:65 F:63 M:65 F:64 M:65 F:64 M:65 F:64 M:65 F:64 M:65 F:64 M:65 F:64 M:65 F:64
Minimale 12'660 12'660 12'660 12'660 12'900 12'900 12'900 12'900 13'260 13'260 13'260 13'260 13'680 13'680 13'680 13'680 13'920 13'920 13'920 13'920
Maximale 25'320 25'320 25'320 25'320 25'800 25'800 25'800 25'800 26'520 26'520 26'520 26'520 27'360 27'360 27'360 27'360 27'840 27'840 27'840 27'840

2 Lohndaten
Eintrittsschwelle (minimaler Lohn) 25'320 25'320 25'320 25'320 19'350 19'350 19'350 19'350 19'890 19'890 19'890 19'890 20'520 20'520 20'520 20'520 20'880 20'880 20'880 20'880
Koordinationsabzug 25'320 25'320 25'320 25'320 22'575 22'575 22'575 22'575 23'205 23'205 23'205 23'205 23'940 23'940 23'940 23'940 24'360 24'360 24'360 24'360
Max. versicherter Jahreslohn in der obligatorischen BV 75'960 75'960 75'960 75'960 77'400 77'400 77'400 77'400 79'560 79'560 79'560 79'560 82'080 82'080 82'080 82'080 83'520 83'520 83'520 83'520
Minimaler koordinierter Jahreslohn 3'165 3'165 3'165 3'165 3'225 3'225 3'225 3'225 3'315 3'315 3'315 3'315 3'420 3'420 3'420 3'420 3'480 3'480 3'480 3'480
Maximaler koordinierter Jahreslohn 50'640 50'640 50'640 50'640 54'825 54'825 54'825 54'825 56'355 56'355 56'355 56'355 58'140 58'140 58'140 58'140 59'160 59'160 59'160 59'160
Max. in der beruflichen Vorsorge versicherbarer Jahreslohn - - - - - - 774'000 774'000 795'600 795'600 795'600 795'600 820'800 820'800 820'800 820'800 835'200 835'200 835'200 835'200

3 BVG-Altersguthaben (AGH)
BVG-Mindestzinssatz 3.25% 3.25% 2.25% 2.25% 2.50% 2.50% 2.50% 2.50% 2.50% 2.50% 2.75% 2.75% 2.00% 2.00% 2.00% 2.00% 2.00% 2.00% 1.50% 1.50%
Min. AGH im Rücktrittsalter 62/65 bzw 63 oder 64 11'658 11'782 12'361 12'490 13'125 13'251 13'860 14'163 14'632 14'982 15'277 15'808 15'845 16'560 16'422 17'139 17'012 17'730 17'540 18'259
  im Rücktrittsalter 62/65 bzw 63 oder 64 inkl. eEG (s. 4) 23'316 23'564 24'722 24'980
  in % des minimalen koordinierten Lohnes 736.7% 744.5% 781.1% 789.3% 407.0% 410.9% 429.8% 439.2% 441.4% 451.9% 460.8% 476.9% 463.3% 484.2% 480.2% 501.1% 488.9% 509.5% 504.0% 524.7%
Max. AGH im Rücktrittsalter 62/65 bzw 63 oder 64 186'410 188'392 197'686 199'719 210'492 212'497 222'868 227'678 235'838 241'408 246'794 255'289 256'484 267'982 266'455 277'904 276'686 288'171 285'825 297'323
  in % des maximalen koordinierten Lohnes 368.1% 372.0% 390.4% 394.4% 383.9% 387.6% 406.5% 415.3% 418.5% 428.4% 437.9% 453.0% 441.1% 460.9% 458.3% 478.0% 467.7% 487.1% 483.1% 502.6%

4 Ergänzungsgutschriften für Eintri ttsgeneration (eEG)
Unterer Grenzlohn für einmalige Ergänzungsgutschriften 10'200 10'200 10'200 10'200
  entspr. unterer Wert des AGH im Alter 62/65 bzw. 63, 64 37'614 38'010 39'876 40'296
Oberer Grenzlohn für einmalige Ergänzungsgutschriften 20'400 20'400 20'400 20'400
  entspr. oberer Wert des AGH im Alter 62/65 bzw. 63, 64 75'228 76'020 79'752 80'592

5 Altersrente und anwartschaftl iche Hinterlassenenrenten
BVG-Mindestumwandlungssatz 7.20% >7.2% 7.20% >7.2% 7.15% 7.20% 7.10% 7.20% 7.10% 7.15% 7.05% 7.10% 7.05% 7.00% 7.00% 6.95% 6.95% 6.90% 6.90% 6.85%
Min. jährliche BVG-Altersrente im Alter 62/65 bzw. 63, 64 1'679 1'696 1'780 1'799 938 957 984 1'020 1'039 1'071 1'077 1'122 1'117 1'159 1'150 1'191 1'182 1'223 1'210 1'251
  in % des minimalen koordinierten Lohnes 53.0% 53.6% 56.2% 56.8% 29.1% 29.6% 30.5% 31.6% 31.3% 32.3% 32.5% 33.9% 32.7% 33.9% 33.6% 34.8% 34.0% 35.1% 34.8% 35.9%
Min. anwartschaftliche jährliche BVG-Witwenrente 1'007 1'007 1'068 1'068 563 572 590 612 623 643 646 673 670 695 690 715 709 734 726 750
Min. anwartschaftliche jährliche BVG-Waisenrente 336 336 356 356 188 191 197 204 208 214 215 224 223 232 230 238 236 245 242 250
Max. jährliche BVG-Altersrente im Alter 62/65 bzw. 63, 64 13'422 13'564 14'233 14'380 15'050 15'300 15'824 16'393 16'745 17'261 17'399 18'126 18'082 18'759 18'652 19'314 19'230 19'884 19'722 20'367
  in % des maximalen koordinierten Lohnes 26.5% 26.8% 28.1% 28.4% 27.5% 27.9% 28.9% 29.9% 29.7% 30.6% 30.9% 32.2% 31.1% 32.3% 32.1% 33.2% 32.5% 33.6% 33.3% 34.4%
Max. anwartschaftliche jährliche BVG-Witwenrente 8'053 8'053 8'540 8'540 9'030 9'180 9'494 9'836 10'047 10'357 10'439 10'875 10'849 11'255 11'191 11'589 11'538 11'930 11'833 12'220
Max. anwartschaftliche jährliche BVG-Waisenrente 2'684 2'684 2'847 2'847 3'010 3'060 3'165 3'279 3'349 3'452 3'480 3'625 3'616 3'752 3'730 3'863 3'846 3'977 3'944 4'073

6 Barauszahlung im Leistungsfal l
Grenzbetrag des AGH für Barauszahlung 17'500 17'500 17'500 17'500 18'000 17'900 18'100 17'900 18'600 18'500 18'800 18'600 19'400 19'500 19'500 19'600 20'000 20'100 20'100 20'300

7 Teuerungsanpassung der BVG-Risikorenten
Erstmals nach einer Laufzeit von 3 Jahren 2.6% 2.6% 1.7% 1.7% 1.9% 1.9% 2.8% 2.8% 3.1% 3.1% 3.0% 3.0% 4.5% 4.5% 2.7% 2.7% 2.3% 2.3% - -
Nach einer weiteren Laufzeit von 2 Jahren 1.2% 1.2% - - 1.4% 1.4% - - 2.2% 2.2% - - 3.7% 3.7% - - - - - -
Nach einer weiteren Laufzeit von 1 Jahr 0.5% 0.5% - - 0.9% 0.9% - - 0.8% 0.8% - - 2.9% 2.9% - - 0.3% 0.3% - -

8 Beitrag Sicherheitsfonds BVG
Für Zuschüsse wegen ungünstiger Altersstruktur 0.06% 0.06% 0.06% 0.06% 0.07% 0.07% 0.07% 0.07% 0.07% 0.07% 0.07% 0.07% 0.07% 0.07% 0.07% 0.07% 0.07% 0.07% 0.07% 0.07%
Für Leistungen bei Insolvenz und für andere Leistungen 0.04% 0.04% 0.04% 0.04% 0.03% 0.03% 0.03% 0.03% 0.02% 0.02% 0.02% 0.02% 0.02% 0.02% 0.02% 0.02% 0.01% 0.01% 0.01% 0.01%
Max. Grenzlohn für die Sicherstellung der Leistungen 113'940 113'940 113'940 113'940 116'100 116'100 116'100 116'100 119'340 119'340 119'340 119'340 123'120 123'120 123'120 123'120 125'280 125'280 125'280 125'280

9 Versicherung arbeitloser Personen im BVG
Minimaler Tageslohn 97.25 97.25 97.25 97.25 74.30 74.30 74.30 74.30 76.40 76.40 76.40 76.40 78.80 78.80 78.80 78.80 80.20 80.20 80.20 80.20
Täglicher Koordinationsabzug 97.25 97.25 97.25 97.25 86.70 86.70 86.70 86.70 89.10 89.10 89.10 89.10 91.95 91.95 91.95 91.95 93.55 93.55 93.55 93.55
Maximaler Tageslohn 291.70 291.70 291.70 291.70 297.25 297.25 297.25 297.25 305.55 305.55 305.55 305.55 315.20 315.20 315.20 315.20 320.75 320.75 320.75 320.75
Minimaler versicherter (koordinierter) Tageslohn 12.15 12.15 12.15 12.15 12.40 12.40 12.40 12.40 12.75 12.75 12.75 12.75 13.15 13.15 13.15 13.15 13.35 13.35 13.35 13.35
Maximaler versicherter (koordinierter) Tageslohn 194.45 194.45 194.45 194.45 210.55 210.55 210.55 210.55 216.40 216.40 216.40 216.40 223.25 223.25 223.25 223.25 227.20 227.20 227.20 227.20

10 Steuerfreier Grenzbetrag Säule 3a
Oberer Grenzbetrag bei Unterstellung unter 2.Säule 6'077 6'077 6'077 6'077 6'192 6'192 6'192 6'192 6'365 6'365 6'365 6'365 6'566 6'566 6'566 6'566 6'682 6'682 6'682 6'682
Oberer Grenzbetrag ohne Unterstellung unter 2.Säule 30'384 30'384 30'384 30'384 30'960 30'960 30'960 30'960 31'824 31'824 31'824 31'824 32'832 32'832 32'832 32'832 33'408 33'408 33'408 33'408
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Tabellen BVG-Altersguthaben 

Die Tabellen zeigen für eine ununterbrochene Zugehörigkeit zum BVG seit dem 1.Januar 
desjenigen Kalenderjahres, das dem 24. Geburtstag folgt (Beginn des Sparprozesses) aber 
frühestens seit dem 1.Januar 1985 das minimale und das maximale BVG-Altersgutha-
ben, das am Ende jedes Kalenderjahres seit 1985 erworben wurde. Dies für Männer und 
Frauen entsprechend dem Alter, das sie 2012 erreichten ( Differenz zwischen laufendem 
Kalenderjahr und Geburtsjahr). Das minimale Altersguthaben entspricht einer Person, die 
jedes Jahr mit dem minimalen koordinierten Lohn versichert war. Das maximale Altersgutha-
ben gehört zu einer Person, die jedes Jahr mit dem gesetzlich vorgegebenen maximalen 
koordinierten Lohn versichert war. 
 
Um die genaue Situation eines Versicherten zu ermitteln, muss man immer seine BVG-
Schattenrechnung zu Rate ziehen, die seine Vorsorgeeinrichtung führt.  
 
Die folgenden Tabellen erlauben aber, das von 1985 bis 31.Dezember 2012 erworbene Al-
tersguthaben abzuschätzen. Dies kann nützlich sein, um 

• die Höhe einer neuen Invaliden- oder Hinterlassenenrente zu schätzen, denn 
wenn das erworbene Altersguthaben bekannt ist, kann leicht das projizierte Al-
tersguthaben

• den BVG-Teil bei umhüllenden Vorsorgeeinrichtungen zu ermitteln (ihre Leistun-
gen gehen über die minimalen BVG-Leistungen hinaus); 

 im BVG-Rentenalter und damit die BVG-Invalidenrente bestimmt 
werden; 

• im Falle von Freizügigkeit, Scheidung oder Wohneigentumsförderung die Höhe 
des Altersguthabens zu kontrollieren; 

• den maximal möglichen Einkauf beim Eintritt in eine BVG-Minimalkasse zu schät-
zen. 

 
Anwendungsbeispiele finden sich im Dokument „technische Aspekte der obligatorischen be-
ruflichen Vorsorge“, das unter folgender Internetadresse verfügbar ist: 
http://www.bsv.admin.ch/themen/vorsorge/00039/index.html?lang=de  
 
Seit 2005 gilt für Frauen das Rücktrittsalter 64, und die Staffelung der Altersgutschriftensätze 
entspricht derjenigen der Männer. 

 
 

Das individuelle BVG-Altersguthaben liegt entsprechend der Höhe des versicherten Lohnes 
zwischen dem minimalen und dem maximalen Wert in den folgenden Tabellen. 
 

http://www.bsv.admin.ch/themen/vorsorge/00039/index.html?lang=de�
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BVG-Altersguthaben am 31. Dezember: Minimalwert für Männer

Alter BVG-Altersguthaben am 31. Dezember: Minimalwert für Männer (ohne einmalige Ergänzungsgutschriften bei Rücktritt vor dem 1.1.2005)
2012 1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012
25 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 244
26 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 244 491
27 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 239 488 739
28 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 239 484 737 992
29 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 232 476 725 983 1'241
30 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 232 470 719 973 1'236 1'498
31 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 226 463 708 962 1'220 1'488 1'754
32 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 226 457 701 952 1'210 1'474 1'747 2'017
33 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 222 453 690 939 1'197 1'460 1'729 2'007 2'281
34 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 222 448 685 928 1'183 1'448 1'716 1'990 2'273 2'551
35 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 216 445 676 919 1'168 1'429 1'700 1'974 2'253 2'541 2'927
36 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 216 441 677 914 1'163 1'417 1'685 1'963 2'242 2'526 2'925 3'316
37 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 211 436 670 913 1'155 1'410 1'671 1'944 2'230 2'514 2'906 3'312 3'710
38 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 211 431 664 907 1'158 1'406 1'666 1'934 2'214 2'507 2'899 3'299 3'713 4'117
39 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 209 428 657 899 1'151 1'410 1'664 1'931 2'205 2'492 2'892 3'292 3'700 4'122 4'532
40 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 209 426 654 892 1'144 1'406 1'673 1'932 2'206 2'487 2'881 3'291 3'699 4'115 4'545 4'962
41 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 204 421 647 883 1'130 1'391 1'663 1'939 2'204 2'485 2'870 3'273 3'694 4'110 4'534 4'973 5'396
42 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 204 416 641 876 1'122 1'378 1'649 1'931 2'216 2'487 2'872 3'266 3'679 4'112 4'536 4'969 5'416 5'845
43 0 0 0 0 0 0 0 0 0 197 409 629 863 1'107 1'362 1'627 1'909 2'202 2'495 2'867 3'261 3'665 4'089 4'533 4'965 5'407 5'863 6'299
44 0 0 0 0 0 0 0 0 197 403 623 851 1'094 1'347 1'612 1'887 2'179 2'483 2'880 3'261 3'665 4'079 4'513 4'968 5'410 5'860 6'325 6'768
45 0 0 0 0 0 0 0 189 394 607 835 1'072 1'324 1'586 1'860 2'146 2'448 2'855 3'264 3'654 4'068 4'492 4'936 5'403 5'853 6'312 6'787 7'410
46 0 0 0 0 0 0 168 364 576 796 1'032 1'277 1'537 1'807 2'090 2'385 2'789 3'210 3'631 4'029 4'452 4'886 5'340 5'818 6'276 6'744 7'401 8'034
47 0 0 0 0 0 168 343 545 765 993 1'236 1'489 1'758 2'037 2'329 2'724 3'142 3'577 4'010 4'416 4'849 5'293 5'757 6'247 6'713 7'361 8'030 8'672
48 0 0 0 0 158 332 513 723 949 1'184 1'435 1'696 1'973 2'261 2'653 3'061 3'492 3'941 4'385 4'801 5'243 5'697 6'171 6'672 7'318 7'978 8'659 9'311
49 0 0 0 158 321 502 690 907 1'141 1'384 1'643 1'912 2'197 2'584 2'989 3'410 3'855 4'318 4'775 5'199 5'652 6'115 6'600 7'278 7'937 8'609 9'303 9'965
50 0 0 151 315 485 672 867 1'091 1'332 1'583 1'850 2'127 2'511 2'910 3'328 3'762 4'222 4'700 5'169 5'602 6'064 6'538 7'199 7'894 8'565 9'249 9'956 10'628
51 0 151 308 478 655 849 1'051 1'282 1'531 1'789 2'065 2'438 2'834 3'246 3'678 4'126 4'600 5'093 5'575 6'017 6'490 7'136 7'812 8'524 9'207 9'904 10'625 11'306
52 145 302 465 641 824 1'025 1'234 1'473 1'729 1'996 2'367 2'752 3'161 3'586 4'031 4'493 4'982 5'490 5'985 6'436 7'081 7'742 8'433 9'162 9'858 10'568 11'302 11'993
53 145 302 465 641 824 1'025 1'234 1'473 1'729 2'080 2'454 2'844 3'256 3'685 4'134 4'600 5'093 5'606 6'105 6'717 7'369 8'037 8'735 9'472 10'175 10'891 11'631 12'327
54 145 302 465 641 824 1'025 1'234 1'473 1'814 2'168 2'546 2'939 3'355 3'788 4'241 4'712 5'209 5'727 6'387 7'006 7'665 8'340 9'046 9'792 10'501 11'224 11'970 12'672
55 145 302 465 641 824 1'025 1'234 1'554 1'898 2'256 2'637 3'034 3'453 3'890 4'347 4'823 5'324 6'001 6'671 7'296 7'962 8'644 9'358 10'112 10'828 11'557 12'310 13'121
56 145 302 465 641 824 1'025 1'306 1'629 1'976 2'337 2'721 3'121 3'545 3'985 4'446 4'925 5'586 6'272 6'951 7'582 8'256 8'946 9'667 10'430 11'151 11'887 12'751 13'569
57 145 302 465 641 824 1'097 1'381 1'707 2'057 2'421 2'809 3'212 3'639 4'083 4'548 5'182 5'853 6'551 7'238 7'876 8'557 9'254 9'983 10'755 11'483 12'328 13'201 14'025
58 145 302 465 641 892 1'168 1'454 1'782 2'136 2'503 2'894 3'301 3'732 4'179 4'799 5'443 6'124 6'833 7'530 8'174 8'862 9'567 10'304 11'084 11'921 12'775 13'657 14'489
59 145 302 465 709 962 1'241 1'530 1'861 2'218 2'589 2'983 3'393 3'828 4'429 5'058 5'713 6'405 7'124 7'831 8'481 9'177 9'890 10'635 11'524 12'370 13'233 14'124 14'963
60 145 302 530 776 1'032 1'314 1'606 1'940 2'300 2'674 3'072 3'486 4'073 4'684 5'323 5'988 6'691 7'423 8'139 8'796 9'500 10'221 11'074 11'975 12'830 13'702 14'602 15'448
61 145 367 597 846 1'105 1'389 1'685 2'022 2'385 2'763 3'164 3'727 4'324 4'945 5'595 6'271 6'985 7'728 8'454 9'119 9'831 10'657 11'520 12'433 13'298 14'179 15'089 15'942
62 207 431 665 916 1'178 1'465 1'763 2'104 2'470 2'851 3'402 3'974 4'581 5'212 5'872 6'560 7'286 8'040 8'776 9'449 10'265 11'103 11'977 12'903 13'777 14'668 15'587 16'448
63 207 431 665 916 1'178 1'465 1'763 2'104 2'470 2'992 3'548 4'127 4'739 5'377 6'044 6'738 7'471 8'233 8'976 9'747 10'572 11'416 12'298 13'233 14'114 15'012 15'938 16'804
64 207 431 665 916 1'178 1'465 1'763 2'104 2'611 3'139 3'701 4'285 4'904 5'548 6'222 6'924 7'664 8'434 9'278 10'056 10'888 11'741 12'631 13'575 14'462 15'367 16'301 17'172
65 207 431 665 916 1'178 1'465 1'763 2'239 2'752 3'285 3'853 4'443 5'069 5'719 6'400 7'108 7'856 8'727 9'580 10'365 11'205 12'065 12'964 13'917 14'811 15'723 16'664 17'540
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BVG-Altersguthaben am 31. Dezember: Maximalwert für Männer

Alter BVG-Altersguthaben am 31. Dezember: Maximalwert für Männer (ohne einmalige Ergänzungsgutschriften bei Rücktritt vor dem 1.1.2005)
2012 1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012
25 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 4'141
26 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 4'141 8'345
27 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 4'070 8'292 12'558
28 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 4'070 8'221 12'527 16'856
29 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 3'945 8'094 12'325 16'713 21'105
30 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 3'945 7'998 12'228 16'542 21'014 25'471
31 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 3'838 7'879 12'040 16'351 20'747 25'304 29'824
32 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 3'838 7'771 11'911 16'183 20'576 25'058 29'700 34'287
33 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 3'545 7'471 11'496 15'728 20'105 24'577 29'139 33'863 38'512
34 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 3'545 7'169 11'186 15'304 19'631 24'116 28'668 33'311 38'119 42'832
35 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 3'461 7'118 10'823 14'931 19'142 23'566 28'159 32'792 37'517 42'409 48'961
36 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 3'461 7'060 10'834 14'623 18'826 23'135 27'658 32'363 37'080 41'892 48'646 55'291
37 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 3'377 6'973 10'712 14'605 18'479 22'778 27'186 31'810 36'630 41'432 48'075 54'952 61'693
38 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 3'377 6'889 10'625 14'511 18'527 22'489 26'889 31'399 36'129 41'067 47'702 54'470 61'476 68'314
39 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 3'343 6'854 10'505 14'386 18'422 22'565 26'618 31'121 35'737 40'575 47'326 54'087 60'983 68'118 75'056
40 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 3'343 6'820 10'470 14'265 18'297 22'489 26'765 30'912 35'523 40'248 46'890 53'815 60'705 67'734 75'004 82'045
41 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 3'259 6'733 10'345 14'136 18'078 22'262 26'613 31'023 35'266 39'985 46'467 53'265 60'365 67'386 74'548 81'955 89'100
42 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 3'259 6'649 10'258 14'011 17'949 22'043 26'386 30'902 35'451 39'794 46'271 52'910 59'869 67'151 74'308 81'608 89'156 96'409
43 0 0 0 0 0 0 0 0 0 3'158 6'544 10'065 13'811 17'706 21'791 26'040 30'542 35'225 39'914 45'876 52'506 59'301 66'419 73'881 81'173 88'610 96'298 103'659
44 0 0 0 0 0 0 0 0 3'158 6'443 9'960 13'618 17'506 21'549 25'788 30'196 34'865 39'720 46'075 52'176 58'963 65'919 73'203 80'851 88'282 95'862 103'695 111'167
45 0 0 0 0 0 0 0 3'024 6'303 9'714 13'362 17'155 21'185 25'375 29'767 34'335 39'169 45'680 52'228 58'467 65'411 72'529 79'978 87'813 95'383 103'105 111'083 121'623
46 0 0 0 0 0 0 2'688 5'820 9'211 12'738 16'506 20'426 24'586 28'913 33'446 38'160 44'631 51'360 58'093 64'464 71'559 78'830 86'436 94'449 102'152 110'009 121'083 131'773
47 0 0 0 0 0 2'688 5'484 8'727 12'234 15'882 19'777 23'827 28'123 32'591 37'272 43'587 50'274 57'229 64'153 70'660 77'909 85'340 93'109 101'305 109'145 120'049 131'324 142'167
48 0 0 0 0 2'520 5'309 8'209 11'562 15'182 18'948 22'965 27'143 31'572 36'178 42'449 48'971 55'874 63'053 70'166 76'809 84'212 91'799 99'730 108'108 118'991 130'092 141'568 152'565
49 0 0 0 2'520 5'141 8'034 11'044 14'510 18'248 22'137 26'281 30'592 35'159 41'341 47'819 54'555 61'682 69'093 76'402 83'185 90'748 98'499 106'597 117'981 129'062 140'364 152'046 163'200
50 0 0 2'419 5'036 7'757 10'756 13'874 17'453 21'309 25'320 29'592 34'035 40'172 46'555 53'242 60'195 67'547 75'193 82'701 89'625 97'349 105'265 116'350 128'003 139'284 150'790 162'680 173'994
51 0 2'419 4'935 7'653 10'479 13'586 16'817 20'514 24'493 28'631 33'035 39'013 45'349 51'939 58'841 66'019 73'603 81'491 89'204 96'275 104'164 114'992 126'320 138'247 149'733 161'449 173'552 185'029
52 2'318 4'830 7'443 10'260 13'191 16'407 19'751 23'565 27'666 31'931 37'864 44'035 50'572 57'371 64'490 71'893 79'713 87'846 95'765 102'983 113'782 124'850 136'424 148'629 160'323 172'250 184'569 196'212
53 2'318 4'830 7'443 10'260 13'191 16'407 19'751 23'565 27'666 33'284 39'272 45'499 52'095 58'954 66'137 73'606 81'494 89'698 97'677 107'471 118'382 129'565 141'257 153'595 165'388 177'417 189'839 201'561
54 2'318 4'830 7'443 10'260 13'191 16'407 19'751 23'565 29'019 34'692 40'736 47'021 53'678 60'601 67'849 75'387 83'347 91'625 102'198 112'094 123'120 134'422 146'236 158'710 170'606 182'739 195'267 207'070
55 2'318 4'830 7'443 10'260 13'191 16'407 19'751 24'861 30'367 36'094 42'194 48'537 55'255 62'241 69'555 77'161 85'191 96'015 106'732 116'729 127'871 139'292 151'227 163'839 175'837 188'075 200'710 214'369
56 2'318 4'830 7'443 10'260 13'191 16'407 20'903 26'059 31'613 37'390 43'541 49'939 56'713 63'757 71'131 78'801 89'369 100'359 111'217 121'315 132'572 144'110 156'166 168'914 181'013 193'355 207'870 221'637
57 2'318 4'830 7'443 10'260 13'191 17'559 22'101 27'305 32'909 38'737 44'943 51'397 58'229 65'334 72'771 82'918 93'651 104'813 115'815 126'017 137'391 149'050 161'229 174'116 186'319 200'511 215'170 229'046
58 2'318 4'830 7'443 10'260 14'271 18'682 23'269 28'520 34'173 40'051 46'309 52'818 59'707 66'871 76'782 87'089 97'989 109'324 120'473 130'780 142'273 154'054 166'358 179'386 193'439 207'773 222'577 236'565
59 2'318 4'830 7'443 11'340 15'394 19'850 24'484 29'783 35'487 41'418 47'731 54'296 61'244 70'858 80'928 91'401 102'473 113'988 125'288 135'703 147'320 159'227 171'660 186'525 200'721 215'200 230'153 244'254
60 2'318 4'830 8'480 12'419 16'515 21'016 25'697 31'045 36'798 42'782 49'150 55'772 65'166 74'937 85'171 95'813 107'062 118'760 130'216 140'742 152'484 164'520 178'777 193'837 208'179 222'808 237'913 252'131
61 2'318 5'867 9'558 13'540 17'682 22'229 26'958 32'356 38'163 44'201 50'625 59'634 69'184 79'115 89'516 100'332 111'762 123'648 135'263 145'902 157'773 171'586 186'020 201'279 215'770 230'551 245'810 260'146
62 3'312 6'900 10'632 14'658 18'844 23'438 28'215 33'664 39'523 45'615 54'424 63'585 73'292 83'388 93'960 104'954 116'568 128'647 140'424 151'180 164'828 178'817 193'431 208'894 223'537 238'473 253'892 268'349
63 3'312 6'900 10'632 14'658 18'844 23'438 28'215 33'664 39'523 47'871 56'770 66'025 75'830 86'027 96'704 107'809 119'537 131'734 143'612 155'958 169'726 183'837 198'577 214'182 228'931 243'975 259'503 274'044
64 3'312 6'900 10'632 14'658 18'844 23'438 28'215 33'664 41'779 50'218 59'210 68'563 78'469 88'772 99'559 110'777 122'624 134'945 148'446 160'902 174'793 189'031 203'901 219'652 234'510 249'665 265'308 279'936
65 3'312 6'900 10'632 14'658 18'844 23'438 28'215 35'824 44'025 52'554 61'640 71'090 81'097 91'505 102'401 113'733 125'699 139'626 153'279 165'843 179'858 194'223 209'222 225'119 240'087 255'354 271'110 285'825
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BVG-Altersguthaben am 31. Dezember : Minimalwert für die Frauen

Alter BVG-Altersguthaben am 31. Dezember : Minimalwert für Frauen (ohne einmalige Ergänzungsgutschriften bei Rücktritt vor dem 1.1.2005)
2012 1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012
25 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 244
26 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 244 491
27 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 239 488 739
28 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 239 484 737 992
29 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 232 476 725 983 1'241
30 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 232 470 719 973 1'236 1'498
31 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 226 463 708 962 1'220 1'488 1'754
32 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 226 457 701 952 1'210 1'474 1'747 2'017
33 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 222 453 690 939 1'197 1'460 1'729 2'007 2'281
34 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 222 448 685 928 1'183 1'448 1'716 1'990 2'273 2'551
35 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 216 445 676 919 1'168 1'429 1'700 1'974 2'253 2'541 2'927
36 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 216 441 677 914 1'163 1'417 1'685 1'963 2'242 2'526 2'925 3'316
37 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 211 436 670 913 1'155 1'410 1'671 1'944 2'230 2'514 2'906 3'312 3'710
38 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 211 431 664 907 1'158 1'406 1'666 1'934 2'214 2'507 2'899 3'299 3'713 4'117
39 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 209 428 657 899 1'151 1'410 1'664 1'931 2'205 2'492 2'892 3'292 3'700 4'122 4'532
40 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 209 426 654 892 1'144 1'406 1'673 2'027 2'303 2'587 2'983 3'396 3'806 4'224 4'657 5'075
41 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 204 421 647 883 1'130 1'391 1'663 2'034 2'396 2'682 3'071 3'480 3'907 4'327 4'756 5'199 5'625
42 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 204 416 641 876 1'122 1'378 1'649 2'024 2'406 2'777 3'169 3'571 3'991 4'433 4'863 5'303 5'757 6'191
43 0 0 0 0 0 0 0 0 0 197 409 629 863 1'107 1'362 1'627 2'002 2'391 2'785 3'164 3'566 3'977 4'408 4'861 5'300 5'748 6'211 6'652
44 0 0 0 0 0 0 0 0 197 403 623 851 1'094 1'347 1'612 1'978 2'366 2'769 3'176 3'564 3'976 4'397 4'839 5'303 5'751 6'208 6'681 7'129
45 0 0 0 0 0 0 0 189 394 607 835 1'072 1'324 1'586 1'951 2'330 2'733 3'151 3'570 3'967 4'388 4'821 5'273 5'749 6'206 6'672 7'154 7'783
46 0 0 0 0 0 0 168 364 576 796 1'032 1'277 1'537 1'897 2'274 2'666 3'082 3'514 3'945 4'350 4'782 5'224 5'686 6'174 6'639 7'114 7'778 8'417
47 0 0 0 0 0 168 343 545 765 993 1'236 1'489 1'847 2'220 2'610 3'016 3'445 3'892 4'335 4'749 5'191 5'643 6'115 6'615 7'089 7'744 8'421 9'069
48 0 0 0 0 158 332 513 723 949 1'184 1'435 1'784 2'154 2'538 2'941 3'360 3'804 4'265 4'720 5'143 5'594 6'056 6'539 7'050 7'704 8'372 9'061 9'719
49 0 0 0 158 321 502 690 907 1'141 1'384 1'730 2'090 2'472 2'870 3'286 3'719 4'177 4'653 5'120 5'552 6'013 6'486 6'980 7'669 8'335 9'015 9'717 10'385
50 0 0 151 315 485 672 867 1'091 1'332 1'667 2'025 2'397 2'791 3'201 3'631 4'078 4'550 5'041 5'521 6'120 6'595 7'083 7'757 8'468 9'150 9'846 10'565 11'246
51 0 151 308 478 655 849 1'051 1'282 1'615 1'962 2'332 2'716 3'123 3'546 3'990 4'451 4'938 5'444 6'096 6'708 7'198 7'862 8'556 9'288 9'987 10'700 11'436 12'129
52 145 302 465 641 824 1'025 1'234 1'554 1'898 2'256 2'637 3'034 3'453 3'890 4'347 4'823 5'324 6'001 6'671 7'296 7'962 8'644 9'358 10'112 10'828 11'557 12'310 13'017
53 145 302 465 641 824 1'025 1'306 1'629 1'976 2'337 2'721 3'121 3'545 3'985 4'446 4'925 5'586 6'272 6'951 7'582 8'256 8'946 9'667 10'430 11'151 11'887 12'647 13'359
54 145 302 465 641 824 1'097 1'381 1'707 2'057 2'421 2'809 3'212 3'639 4'083 4'548 5'182 5'853 6'551 7'238 7'876 8'557 9'254 9'983 10'755 11'483 12'226 12'992 13'709
55 145 302 465 641 892 1'168 1'454 1'782 2'136 2'503 2'894 3'301 3'732 4'179 4'799 5'443 6'124 6'833 7'530 8'174 8'862 9'567 10'304 11'084 11'819 12'568 13'342 14'168
56 145 302 465 709 962 1'241 1'530 1'861 2'218 2'589 2'983 3'393 3'828 4'429 5'058 5'713 6'405 7'124 7'831 8'481 9'177 9'890 10'635 11'425 12'166 12'922 13'807 14'641
57 145 302 530 776 1'032 1'314 1'606 1'940 2'300 2'674 3'072 3'486 4'073 4'684 5'323 5'988 6'691 7'423 8'139 8'796 9'500 10'221 10'974 11'773 12'522 13'388 14'282 15'122
58 145 367 597 846 1'105 1'389 1'685 2'022 2'385 2'763 3'164 3'727 4'324 4'945 5'595 6'271 6'985 7'728 8'454 9'119 9'831 10'560 11'321 12'130 12'988 13'864 14'767 15'615
59 207 431 665 916 1'178 1'465 1'763 2'104 2'470 2'851 3'402 3'974 4'581 5'212 5'872 6'560 7'286 8'040 8'776 9'449 10'169 10'907 11'677 12'594 13'462 14'347 15'260 16'115
60 207 431 665 916 1'178 1'465 1'763 2'104 2'470 2'992 3'548 4'127 4'739 5'377 6'044 6'738 7'471 8'233 8'976 9'747 10'475 11'220 12'098 13'027 13'903 14'797 15'719 16'581
61 207 431 665 916 1'178 1'465 1'763 2'104 2'611 3'139 3'701 4'285 4'904 5'548 6'222 6'924 7'664 8'434 9'278 10'056 10'792 11'642 12'530 13'471 14'356 15'259 16'190 17'059
62 207 431 665 916 1'178 1'465 1'763 2'239 2'752 3'285 3'853 4'443 5'069 5'719 6'400 7'108 7'856 8'727 9'580 10'365 11'205 12'065 12'964 13'917 14'811 15'723 16'664 17'540
63 207 431 665 916 1'178 1'465 1'883 2'364 2'881 3'420 3'993 4'589 5'220 5'877 6'564 7'279 8'127 9'008 9'870 10'662 11'509 12'377 13'283 14'245 15'146 16'064 17'012 17'894
64 207 431 665 916 1'178 1'585 2'008 2'494 3'016 3'560 4'139 4'741 5'378 6'041 6'735 7'547 8'405 9'298 10'170 10'968 11'823 12'699 13'613 14'584 15'491 16'417 17'372 18'259
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BVG-Altersguthaben am 31. Dezember : Maximalwert für die Frauen

Alter BVG-Altersguthaben am 31. Dezember : Maximalwert für Frauen (ohne einmalige Ergänzungsgutschriften bei Rücktritt vor dem 1.1.2005)
2012 1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012
25 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 4'141
26 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 4'141 8'345
27 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 4'070 8'292 12'558
28 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 4'070 8'221 12'527 16'856
29 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 3'945 8'094 12'325 16'713 21'105
30 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 3'945 7'998 12'228 16'542 21'014 25'471
31 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 3'838 7'879 12'040 16'351 20'747 25'304 29'824
32 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 3'838 7'771 11'911 16'183 20'576 25'058 29'700 34'287
33 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 3'545 7'471 11'496 15'728 20'105 24'577 29'139 33'863 38'512
34 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 3'545 7'169 11'186 15'304 19'631 24'116 28'668 33'311 38'119 42'832
35 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 3'461 7'118 10'823 14'931 19'142 23'566 28'159 32'792 37'517 42'409 48'961
36 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 3'461 7'060 10'834 14'623 18'826 23'135 27'658 32'363 37'080 41'892 48'646 55'291
37 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 3'377 6'973 10'712 14'605 18'479 22'778 27'186 31'810 36'630 41'432 48'075 54'952 61'693
38 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 3'377 6'889 10'625 14'511 18'527 22'489 26'889 31'399 36'129 41'067 47'702 54'470 61'476 68'314
39 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 3'343 6'854 10'505 14'386 18'422 22'565 26'618 31'121 35'737 40'575 47'326 54'087 60'983 68'118 75'056
40 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 3'343 6'820 10'470 14'265 18'297 22'489 26'765 32'431 37'080 41'845 48'526 55'496 62'420 69'483 76'788 83'856
41 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 3'259 6'733 10'345 14'136 18'078 22'262 26'613 32'542 38'338 43'135 49'696 56'573 63'765 70'854 78'085 85'563 92'762
42 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 3'259 6'649 10'258 14'011 17'949 22'043 26'386 32'385 38'502 44'432 51'026 57'784 64'864 72'283 79'543 86'948 94'602 101'938
43 0 0 0 0 0 0 0 0 0 3'158 6'544 10'065 13'811 17'706 21'791 26'040 32'025 38'250 44'558 50'624 57'372 64'289 71'532 79'134 86'531 94'076 101'873 109'317
44 0 0 0 0 0 0 0 0 3'158 6'443 9'960 13'618 17'506 21'549 25'788 31'643 37'853 44'311 50'815 57'023 63'931 71'011 78'422 86'214 93'753 101'442 109'386 116'943
45 0 0 0 0 0 0 0 3'024 6'303 9'714 13'362 17'155 21'185 25'375 31'214 37'287 43'722 50'415 57'118 63'467 70'536 77'782 85'362 93'345 101'026 108'860 116'954 127'582
46 0 0 0 0 0 0 2'688 5'820 9'211 12'738 16'506 20'426 24'586 30'345 36'383 42'662 49'313 56'230 63'121 69'605 76'828 84'231 91'972 100'137 107'954 115'927 127'119 137'900
47 0 0 0 0 0 2'688 5'484 8'727 12'234 15'882 19'777 23'827 29'556 35'514 41'759 48'253 55'127 62'276 69'364 75'989 83'371 90'938 98'847 107'201 115'159 126'183 137'581 148'518
48 0 0 0 0 2'520 5'309 8'209 11'562 15'182 18'948 22'965 28'540 34'457 40'612 47'060 53'767 60'861 68'240 75'521 82'285 89'824 97'552 105'627 114'167 125'171 136'396 147'998 159'092
49 0 0 0 2'520 5'141 8'034 11'044 14'510 18'248 22'137 27'678 33'441 39'555 45'913 52'574 59'501 66'825 74'442 81'925 88'832 96'536 104'431 112'678 124'230 135'435 146'865 158'676 169'930
50 0 0 2'419 5'036 7'757 10'756 13'874 17'453 21'309 26'674 32'397 38'349 44'659 51'221 58'094 65'241 72'795 80'651 88'336 97'920 105'850 113'979 125'282 137'180 148'645 160'339 172'419 183'880
51 0 2'419 4'935 7'653 10'479 13'586 16'817 20'514 25'847 31'392 37'304 43'452 49'966 56'741 63'835 71'212 79'004 87'109 97'536 107'326 115'492 126'603 138'221 150'476 162'206 174'171 186'529 198'201
52 2'318 4'830 7'443 10'260 13'191 16'407 19'751 24'861 30'367 36'094 42'194 48'537 55'255 62'241 69'555 77'161 85'191 96'015 106'732 116'729 127'871 139'292 151'227 163'839 175'837 188'075 200'710 212'595
53 2'318 4'830 7'443 10'260 13'191 16'407 20'903 26'059 31'613 37'390 43'541 49'939 56'713 63'757 71'131 78'801 89'369 100'359 111'217 121'315 132'572 144'110 156'166 168'914 181'013 193'355 206'096 218'061
54 2'318 4'830 7'443 10'260 13'191 17'559 22'101 27'305 32'909 38'737 44'943 51'397 58'229 65'334 72'771 82'918 93'651 104'813 115'815 126'017 137'391 149'050 161'229 174'116 186'319 198'767 211'616 223'664
55 2'318 4'830 7'443 10'260 14'271 18'682 23'269 28'520 34'173 40'051 46'309 52'818 59'707 66'871 76'782 87'089 97'989 109'324 120'473 130'780 142'273 154'054 166'358 179'386 191'695 204'250 217'209 231'116
56 2'318 4'830 7'443 11'340 15'394 19'850 24'484 29'783 35'487 41'418 47'731 54'296 61'244 70'858 80'928 91'401 102'473 113'988 125'288 135'703 147'320 159'227 171'660 184'834 197'252 209'918 224'765 238'786
57 2'318 4'830 8'480 12'419 16'515 21'016 25'697 31'045 36'798 42'782 49'150 55'772 65'166 74'937 85'171 95'813 107'062 118'760 130'216 140'742 152'484 164'520 177'086 190'410 202'939 217'463 232'461 246'597
58 2'318 5'867 9'558 13'540 17'682 22'229 26'958 32'356 38'163 44'201 50'625 59'634 69'184 79'115 89'516 100'332 111'762 123'648 135'263 145'902 157'773 169'941 182'643 196'119 210'507 225'182 240'334 254'588
59 3'312 6'900 10'632 14'658 18'844 23'438 28'215 33'664 39'523 45'615 54'424 63'585 73'292 83'388 93'960 104'954 116'568 128'647 140'424 151'180 163'183 175'486 188'326 203'649 218'188 233'016 248'326 262'699
60 3'312 6'900 10'632 14'658 18'844 23'438 28'215 33'664 39'523 47'871 56'770 66'025 75'830 86'027 96'704 107'809 119'537 131'734 143'612 155'958 168'081 180'507 195'163 210'674 225'353 240'325 255'780 270'266
61 3'312 6'900 10'632 14'658 18'844 23'438 28'215 33'664 41'779 50'218 59'210 68'563 78'469 88'772 99'559 110'777 122'624 134'945 148'446 160'902 173'148 187'345 202'173 217'876 232'699 247'818 263'423 278'023
62 3'312 6'900 10'632 14'658 18'844 23'438 28'215 35'824 44'025 52'554 61'640 71'090 81'097 91'505 102'401 113'733 125'699 139'626 153'279 165'843 179'858 194'223 209'222 225'119 240'087 255'354 271'110 285'825
63 3'312 6'900 10'632 14'658 18'844 23'438 30'135 37'821 46'102 54'714 63'886 73'426 83'527 94'032 105'029 116'466 130'024 144'124 157'923 170'592 184'725 199'212 214'336 230'374 245'447 260'821 276'686 291'485
64 3'312 6'900 10'632 14'658 18'844 25'358 32'132 39'897 48'261 56'960 66'222 75'855 86'053 96'659 107'762 120'756 134'485 148'764 162'714 175'490 189'746 204'358 219'611 235'794 250'975 266'459 282'437 297'323
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Anpassungssätze für die BVG-Risikorenten, in Prozent 

Anpassung der BVG-Risikorenten an die Teuerung 

 
Beispiel :

Jahr, in dem die 
Rente zum ersten 

Mal ausbezahlt
wurde 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012
1985 4.3 3.4 12.1 3.5 4.1 2.6 0.5 2.7 1.2 1.4 2.2 3.7 -    
1986 7.2 12.1 3.5 4.1 2.6 0.5 2.7 1.2 1.4 2.2 3.7 -    
1987 11.9 5.7 3.5 4.1 2.6 0.5 2.7 1.2 1.4 2.2 3.7 -    
1988 15.9 3.5 4.1 2.6 0.5 2.7 1.2 1.4 2.2 3.7 -    
1989 16.0 4.1 2.6 0.5 2.7 1.2 1.4 2.2 3.7 -    
1990 13.1 0.6 2.6 0.5 2.7 1.2 1.4 2.2 3.7 -   
1991 7.7 2.6 0.5 2.7 1.2 1.4 2.2 3.7 -    
1992 6.2 0.6 0.5 2.7 1.2 1.4 2.2 3.7 -    
1993 3.2 0.5 2.7 1.2 1.4 2.2 3.7 -    
1994 3.0 0.1 2.7 1.2 1.4 2.2 3.7 -    
1995 1.0 2.7 1.2 1.4 2.2 3.7 -    
1996 1.7 1.4 1.2 1.4 2.2 3.7 -    
1997 2.7 1.2 1.4 2.2 3.7 -    
1998 3.4 0.5 1.4 2.2 3.7 -    
1999 2.6 1.4 2.2 3.7 -    
2000 1.7 0.9 2.2 3.7 -    
2001 1.9 2.2 3.7 -    
2002 2.8 0.8 3.7 -    
2003 3.1 3.7 -    
2004 3.0 2.9 -    
2005 4.5 -    
2006 2.7 0.3
2007 2.3
2008 -   

     Anpassungsjahre der BVG-Risikorenten
     (fett die Jahre der Anpassung der AHV/IV-Rente)

 Eine BVG-Invalidenrente, die 1990 zum ersten Mal ausbezahlt wurde, musste am 1.1.1994 erstmalig angepasst werden (13,1%). 
Anschliessend wurde sie im gleichen Zeitpunkt wie die AHV-Renten angepasst, d.h. nach einem weiteren Jahr am 1.1.1995 (0,6%) und dann alle 
zwei Jahre: am 1.1.1997 (2,6 %), am 1.1.1999 (0,5%), am 1.1.2001 (2,7%), am 1.1.2003 (1,2%), am 1.1.2005 (1,4%), am 1.1.2007 (2,2%) und am 
1.1.2009 (3,7%). Diese Anpassungssätze findet man in der Zeile 1990. 
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Kumulierte Anpassungssätze für die BVG-Risikorenten, in Prozent 

Kumulierte Anpassung der BVG-Risikorenten an die Teuerung 

 
Beispiel :

Eine BVG-Invalidenrente von bspw. 9'850.- Fr. im Jahr 1990 beträgt im Jahr 2012 also 12'903,50 Fr. 

 Eine BVG-Invalidenrente, die 1990 zum ersten Mal ausbezahlt wurde, musste bis 2012 insgesamt um 31,0% (gerundeter Wert) erhöht 
werden. Der kumulierte Anpassungssatz zum 1.1.2012 ist also 31,0%. Man findet diesen Wert in der Zeile 1990 und der Spalte 2012. 

Jahr, in dem die 
Rente zum ersten 

Mal ausbezahlt
wurde 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012
1985 4.3 7.8 7.8 20.9 25.1 25.1 30.3 30.3 33.6 33.6 34.3 34.3 37.9 37.9 39.6 39.6 41.5 41.5 44.7 44.7 50.0 50.0 50.0 50.0
1986 7.2 7.2 20.2 24.4 24.4 29.5 29.5 32.8 32.8 33.5 33.5 37.1 37.1 38.8 38.8 40.7 40.7 43.8 43.8 49.1 49.1 49.1 49.1
1987 11.9 18.3 22.4 22.4 27.4 27.4 30.8 30.8 31.4 31.4 35.0 35.0 36.6 36.6 38.5 38.5 41.5 41.5 46.8 46.8 46.8 46.8
1988 15.9 20.0 20.0 24.9 24.9 28.1 28.1 28.8 28.8 32.2 32.2 33.8 33.8 35.7 35.7 38.7 38.7 43.8 43.8 43.8 43.8
1989 16.0 16.0 20.8 20.8 23.9 23.9 24.5 24.5 27.9 27.9 29.4 29.4 31.2 31.2 34.1 34.1 39.1 39.1 39.1 39.1
1990 13.1 13.8 13.8 16.7 16.7 17.3 17.3 20.5 20.5 21.9 21.9 23.6 23.6 26.4 26.4 31.0 31.0 31.0 31.0
1991 7.7 7.7 10.5 10.5 11.1 11.1 14.1 14.1 15.4 15.4 17.0 17.0 19.6 19.6 24.0 24.0 24.0 24.0
1992 6.2 6.8 6.8 7.4 7.4 10.3 10.3 11.6 11.6 13.2 13.2 15.6 15.6 19.9 19.9 19.9 19.9
1993 3.2 3.2 3.7 3.7 6.5 6.5 7.8 7.8 9.3 9.3 11.7 11.7 15.8 15.8 15.8 15.8
1994 3.0 3.1 3.1 5.9 5.9 7.2 7.2 8.7 8.7 11.0 11.0 15.2 15.2 15.2 15.2
1995 1.0 1.0 3.7 3.7 5.0 5.0 6.4 6.4 8.8 8.8 12.8 12.8 12.8 12.8
1996 1.7 3.1 3.1 4.4 4.4 5.8 5.8 8.2 8.2 12.2 12.2 12.2 12.2
1997 2.7 2.7 3.9 3.9 5.4 5.4 7.7 7.7 11.7 11.7 11.7 11.7
1998 3.4 3.9 3.9 5.4 5.4 7.7 7.7 11.7 11.7 11.7 11.7
1999 2.6 2.6 4.0 4.0 6.3 6.3 10.3 10.3 10.3 10.3
2000 1.7 2.6 2.6 4.9 4.9 8.8 8.8 8.8 8.8
2001 1.9 1.9 4.1 4.1 8.0 8.0 8.0 8.0
2002 2.8 3.6 3.6 7.5 7.5 7.5 7.5
2003 3.1 3.1 6.9 6.9 6.9 6.9
2004 3.0 6.0 6.0 6.0 6.0
2005 4.5 4.5 4.5 4.5
2006 2.7 3.0 3.0
2007 2.3 2.3
2008 -   

     Anpassungsjahre der BVG-Risikorenten
     (fett die Jahre der Anpassung der AHV/IV-Rente)
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